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1. TEIL 

PERSÖNLICHE STEUERPFLICHT 

1. ABSCHNITT 

Arten der Steuerpflicht 

Unbeschränkte und beschränkte 
Steuerpflicht 

§ 1. (1) Körperschaftsteuerpflichtig sind nur 
Körperschaften. 

(2) Unbeschränkt steuerpflichtig sind Körper­
schaften, die im Inland ihre Geschäftsleitung oder 
ihren Sitz (§ 27 ,der Bundesabgabenordnung) 
haben. Als Körperschaften gelten: 

1. Juristische Personen des privaten Rechts. 
2. Betriebe gewerblicher Art von Körperschaften 

des öffentlichen Rechts (§ 2). 
3. Nichtrechtsfähige Personenvereinigungen, 

Anstalten, Stiftungen und andere Zweckver­
mögen (§ 3). 

Die unbeschränkte Steuerpflicht erstreckt sich auf 
alle in- und ausländischen Einkünfte im Sinne des 
§ 2 des Einkommensteuergesetzes 1988. 

(3) Beschränkt steuerpflichtig sind: 
1. Körperschaften, die im Inland weder ihre 

Geschäftsleitung noch ihren Sitz (§ 27 der 
Bundesabgabenordnung) haben, mit ihren 
Einkünften im Sinne des § 21 Abs. 1. Als Kör­
perschaften gelten: 
a) Körperschaften, Personenvereinigungen 

und Vermögensmassen, die einer inländi­
schen juristischen Person vergleichbar 
sind. 

b) Nichtrechtsfähige Personenvereinigungen, 
Anstalten, Stiftup.gen und andere Zweck­
vermögen (§ 3). 

2. Inländische Körperschaften des öffentlichen 
Rechts mit ihren Einkünften im Sinne des § 21 
Abs.2. 

3. Körperschaften im Sinne des Abs.2 Z 1, 
,soweit sie von der unbeschränkten Körper­
schaftsteuerpflicht befreit sind, mit ihren Ein­
künften im Sinne des § 21 Abs. 2. 

Betriebe gewerblicher Art von Kör­
perschaften des öffentlichen 

Rechts 

§ 2. (1) Betrieb gewerblicher Art einer Körper­
schaft des öffentlichen Rechts ist jede Einrichtung, 
die 

wirtschaftlich selbständig ist und 
ausschließlich oder überwiegend einer nach­
haltigen privatwirtschaftlichen Tätigkeit von 
wirtschaftlichem Gewicht und 
zur Erzielung von Einnahmen oder im Falle 
des Fehlens der Beteiligung am allgemeinen 
wirtschaftlichen Verkehr von anderen wirt­
schaftlichen Vorteilen und 
nicht der Land- und Forstwirtschaft (§ 21 des 
Einkommensteuergesetzes 1988) 

dient. Die Absicht, Gewinn zu erzielen, ist nicht 
erforderlich. Die Tätigkeit der Einrichtung gilt 
stets als Gewerbebetrieb. 

(2) Als Betrieb gewerblicher Art gelten auch: 
1. Die Beteiligung an einer Gesellschaft, bei der 

die Gesellschafter als Mitunternehmer anzu­
sehen sind. 

2. Die entgeltliche Überlassung eines Betriebes 
gewerblicher Art. 

(3) Versorgungsbetriebe einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts werden als einheitlicher Betrieb 
gewerblicher Art behandelt, wenn sie organisato­
risch zusammengefaßt sind und unter einer gemein­
samen Leitung stehen. Versorgungs betrieb ist nur 
ein Betrieb, der die Bevölkerung mit 

Wasser oder 
Gas oder 
Elektrizität oder 
Wärme 

versorgt oder der 

dient. 

dem öffentlichen Verkehr einschließlich des 
Rundfunks uder 
dem Hafenbetrieb 

(4) Ein Betrieb gewerblicher Art ist auch, dann 
unbeschränkt steuerpflichtig, wenn er selbst eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts ist. Betriebe, 
die von juristischen Personen des privaten Rechts 
geführt werden, sind nach den für diese Rechts­
form geltenden Vorschriften zu besteuern. 

(5) Eine privatwirtschaftliche Tätigkeit im Sinne 
des Abs. 1 liegt nicht vor, wenn die Tätigkeit über­
wiegend der öffentlichen Gewalt dient (Hoheitsbe­
trieb). Eine Ausübung der öffentlichen Gewalt ist 
insbesondere anzunehmen, wenn es sich um Lei­
stungen handelt, zu deren Annahme der Leistungs­
empfänger auf Grund gesetzlicher oder behördli­
cher Anordnung verpflichtet ist. Als Hoheitsbe­
triebe gelten insbesondere Wasserwerke, wenn sie 
überwiegend der Trinkwasserversorgung dienen, 
Forschungsanstalten, Wetterwarten, Schlachthöfe, 
Friedhöfe, Anstalten zur Nahrungsmitteluntersu­
chung, zur Desinfektion, zur Leichenverbrennung, 
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zur Müllbeseitigung, zur Straßenreinigung und zur 
Abfuhr von Spülwasser und Abfällen. 

Abgrenzung der persönlichen Steu­
erpflicht 

§ J. Nichtrechtsfähige Personenvereinigungen, 
Anstalten, Stiftungen und andere Zweckvermögen 
sind körperschaftsteuerpflichtig, wenn ihr Einkom­
men weder nach diesem Bundesgesetz noch nach 
dem Einkommensteuergesetz 1988 unmittelbar bei 
einem anderen Steuerpflichtigen zu versteuern ist. 

Beginn und Ende der Steuerpflicht 
§ 4. (1) Körperschaften im Sinne des § 1 Abs.2 

Z 1 sind ab jenem Zeitpunkt steuerpflichtig, in dem 
die Rechtsgrundlage wie Satzung, Gesellschaftsver­
trag oder Stiftungsbrief festgestellt ist und sie erst­
malig nach außen in Erscheinung treten. Der 
Beginn der Steuerpflicht der Körperschaften im 
Sinne des § 1 Abs. 2 Z 2 und 3 richtet sich nach den 
§§ 2 und 3. 

(2) Körperschaften im Sinne des § 1 Abs. 2 sind 
bis zu jenem Zeitpunkt steuerpflichtig, in dem die 
Rechtspersönlichkeit untergeht, jedenfalls bis zu 
jenem Zeitpunkt, in dem das gesamte Vermögen 
auf andere übergegangen ist. 

2. ABSCHNITT 

Befreiungen 

§ 5. Von der unbeschränkten Körperschaftsteu­
erpflicht sind befreit: 

1. - Die Österreichischen Bundesbahnen und 
- die staatlichen Monopolbetriebe, 
soweit sie nicht in eine privatrechtliche Form 
gekleidet sind. 

2. Die Oesterreichische Nationalbank. 
3. Banken im Sinne des Kreditwesengesetzes, 

wenn folgende Yoraussetzungen zutreffen: 
a) Der genehmigte Geschäftsgegenstand 

darf ausschließlich in de1 Übernahme 
von Bürgschaften und sonstigen Haftun­
gen für Kredite und Darlehen mit oder 
ohne Gewährung von nicht rückzahlba­
ren Zinsenzuschüssen sowie in der 
Durchführung allfälliger sonstiger 
Zuschußaktionen des Bundes oder eines 
Landes bestehen. 

b) Die Bank darf nach der Satzung oder der 
sonstigen Rechtsgrundlage und der tat­
sächlichen Geschäftsführung keinen 
Gewinn anstreben; ihre Eigentümer oder 
Anteilseigner dürfen keine Gewinnan­
teile oder sonstigen Zuwendungen aus 
Mitteln der Bank erhalten. 

c) Die Bank darf keine Person durch Ver­
waltungsausgaben, die dem Zweck der 
Bank fremd sind, und kein Vorstandsmit­
glied, keinen Geschäftsführer und kein 
Auf;ichtsratsmitglied durchunverhältnis­
mäßig hohe Vergütungen begünstigen. 

d) Bei Auflösung der Bank dürfen die 
Eigentümer oder Anteilseigner jene 
Kapitalanteile nicht zurückerhalten, die 
zur Deckung von Verlusten aus im Zeit­
punkt der Auflösung bestehenden Ver­
pf�ichtungen aus Bürgschaften und son­
stigen Haftungen benötigt werden; das 
restliche Vermögen der Bank darf nur im 
Rahmen des genehmigten Geschäftsge­
genstandes verwendet werden. 

4. Beteiligtingsfondsgesellschaften im Sinne des 
§ 3 des Beteiligungsfondsgesetzes hinsicht­
lich des einem Beteiligungsfonds ab dem 
Zeitpunkt der Bewilligung der Fondsrichtli­
nien (§ 15 des Beteiligungsfondsgesetzes) 
zuzurechnenden Teiles des Einkommens, 
wenn für diesen Teil der Gesellschaft ein 
gesonderter Rechnungskreis besteht. Die auf 
eigene Genußscheine der Beteiligungsfonds­
gesellschaft entfallenden Ausschüttungen des 
Jahresüberschusses im Sinne des § 10 Abs. 2 
des Beteiligungsfondsgesetzes sind steuer­
pflichtig. 

5. Personengemeinschaften in den Angelegen­
heiten der Bodenreform (Art. 12 Abs. 1 Z 3 
des Bundes-Verfassungsgesetzes), weiters 
Siedlungsträger, wenn und soweit sie nach 
den zur Ausführung des § 6 Abs. 2 des Land­
wirtschaftlichen Siedlungs-Grundsatzgeset­
zes erlassenen landes gesetzlichen V orschrif­
ten anerkannt sind. 
Sie sind insoweit unbeschränkt steuerpflich­
tig, als sie 

einen Gewerbebetrieb unterhalten, der 
über den Umfang eines Nebenbetriebes 
hinausgeht, oder 
einen solchen Gewerbebetrieb verpach­
ten, oder 
Grundstücke entgeltlich für andere als 
land- und forstwirtschaftliche Zwecke 
zur Nutzung überlassen. 

6. Körperschaften im Sinne des § 1 Abs. 2, die 
der Förderung gemeinnütziger, mildtätiger 
oder kirchlicher Zwecke nach Maßgabe der 
§§ 34 bis 47 der Bundesabgabenordnung die­
nen. 

7. Rechtsfähige Pensions-, Unterstützungs­
und Hilfskassen nach Maßgabe des § 6. 

8. Kleine Versicherungsvereine im Sinne des 
§ 62 des Versicherungsaufsichtsgesetzes, die 
nicht unter Z 7 fallen, wenn ihre Beitragsein­
nahmen im Durchschnitt der letzten drei 
Wirtschaftsjahre (einschließlich des im Ver­
anlagungsjahr endenden Wirtschaftsjahres) 
60 000 S jährlich nicht überstiegen haben. 

9. Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, 
deren Zweck und tatsächlicher Geschäftsbe­
trieb sich auf die gemeinschaftliche Benut­
zung land- und forstwirtschaftlicher 
Betriebseinrichtungen oder Betriebsgegen­
stände durch ihre Mitglieder beschränkt (zB 
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Zucht-, Weide-, Maschinengenossenschaf­
ten). Die Steuerbefreiung geht nicht verlo­
ren, wenn die Genossenschaften im Rahmen 
ihres Geschäftsbetriebes Hilfsgeschäfte täti­
gen. 

10. Bauvereinigungen, die nach dem W ohnungs­
gemeinnützigkeits gesetz als gemeinnützig 
anerkannt sind, wenn sich der Betrieb auf 
Geschäfte im Sinne des § 7 Abs. 1 bis 3 des 
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes be­
schränkt. Tätigen sie- Geschäfte außerhalb 
der in § 7 Abs. 1 bis 3 des Wohnungsgemein­
nützigkeitsgesetzes bezeichneten Art, ausge­
nommen die verzinsliche Anlage von Kapi­
talvermögen und die entgeltliche Überlas­
sung unbeweglichen Vermögens, hat die 
Finanzlandesdirektion auf Antrag die unbe­
schränkte Steuerpflicht bescheidmäßig auf 
diese Geschäfte unter der Auflage zu 
beschränken, daß für diese Geschäfte ein 
gesonderter Rechnungskreis besteht. § 35 
des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes 
bleibt unberührt. Der Antrag ist vor Auf­
nahme dieser Geschäfte zu stellen. 

Pensions- und Unterstützungskassen 

§ 6. (1) Pensionskassen sind von der Körper-
schaftsteuer befreit, wenn sie 

einer staatlichen Aufsicht unterliegen und 
für einen Kreis von mindestens 1 000 Lei­
stungsberechtigten bestimmt sind und 
folgende Voraussetzungen erfüllen: 

1. Die Satzung muß folgende Regelungen ent­
halten: 
a) Die Kasse muß einen Rechtsanspruch auf 

Leistungen zwecks Alters- und Hinterblie­
benenversorgung gewähren. Wird zusätz­
lich eine Invaliditätsversorgung gewährt, 
muß auch ein Rechtsanspruch auf diese 
Versorgung bestehen. 

b) Der Kreis der Leistungsberechtigten der 
Kasse muß sich auf Zugehörige oder frü­
here Zugehörige der Betriebe eines Arbeit­
gebers oder mehrerer Arbeitgeber 
beschränken (Trägerunternehmen). Zu 
den Zugehörigen zählen auch Ehegatten 
und Kinder (§ 106 des Einkommensteuer­
gesetzes 1988). 

c) Beiträge der Leistungsberechtigten dürfen 
die Summe der jährlichen Beiträge des 
Trägerunternehmens nicht übersteigen. 
Dies gilt nicht, solange das Trägerunter­
nehmen die Beitragsleistungen unterbricht 
(§ 4 Abs. 4 Z 2 des Einkommensteuerge­
setzes 1988). 

d) Die Pensionszusagen der Kasse dürfen 
80% des letzten laufenden Aktivbezugs 
nicht übersteigen. 

e) Der Leistungsberechtigte muß auch bei 
Auflösung des Arbeitsverhältnisses einen 

Rechtsanspruch auf die Pension besitzen 
(Unverfallbarkeit), wenn er mehr als fünf 
Jahre Leistungsberechtigter war. 

f) Bei Auflösung des Arbeitsverhältnisses vor 
Eintritt des Versicherungsfalles dürfen die 
Ansprüche des Leistungsberechtigten aus 
eigenen Beiträgen und aus unverfallbar 
gewordenen Arbeitgeberbeiträgen abge­
funden oder auf eine andere Pensions­
kasse übertragen werden.. 

g) Nach Eintritt des Versicherungsfalles dür­
fen abgefunden werden 

geringfügige Leistungen und 
- Leistungen zur Hinterbliebenenversor­

gung. 
h) Den leistungsberechtigten Arbeitnehmern 

muß das Recht zustehen, an der Verwal­
tung sämtlicher Beträge, die der Kasse 
zufließen, mitzuwirken. 

2. Die tatsächliche Geschäftsführung der Kasse 
muß auf die Erfüllung der in der Satzung 
unter Beachtung der Z 1 festgelegten Zwecke 
eingestell t sein. 

(2) Unterstützungskassen und sonstige Hilfskas­
sen, die keinen Rechtsanspruch auf Leistungen 
gewähren,' sind von der Körperschaftsteuer unter 
folgenden Voraussetzungen befreit: 

1. Der Kreis der Leistungsberechtigten der 
Kasse muß sich auf Zugehörige oder frühere 
Zugehörige der Betriebe 

eines Arbeitgebers oder 
- mehrerer finanziell verbundener Unter-

nehmen 
beschränken (Trägerunternehmen). Zu den 
Zugehörigen zählen auch deren Angehörige. 
Angehörige sind nur der Ehegatte und Kinder 
(§ 106 des Einkommensteuergesetzes 1988). 

2. Der Kreis der Leistungsberechtigten muß in 
den Satzungen oder Geschäftsbedingungen 
der Kasse . genau bezeichnet werden. Die 
Mehrzahl dieser Personen darf sich nicht aus 
dem Unternehmer oder dessen Angehörigen 
(Z 1) und bei Gesellschaften nicht aus den 
Gesellschaftern und deren Angehörigen (Z 1) 
zusammensetzen. 

3. Die ausschließliche und unmittelbare Verwen­
dung des Vermögens und der Einkünfte der 
Kasse muß satzungsmäßig und tatsächlich 
dauernd für Zwecke der Kasse gesichert sein. 

4. Die Leistungsberechtigten dürfen nicht zu 
laufenden Beiträgen oder zu sonstigen 
Zuschüssen verpflichtet sein. 

5. Die Leistungen der Kasse dürfen folgende 
Beträge nicht übersteigen: 

Als Pension (Pensionszu-
schuß) ................ 16000 S jährlich, 
als Witwengeld ........ 12 000 S jährlich, 
als Waisengeld. . . . . . . .. 4800 S jährlich 

für jede Waise, 
als Sterbegeld. . . . . . . . .. 2 000 S als 

Gesamtleistung. 
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Sonstige Leistungen dürfen nur in Fällen der 
Hilfsbedürftigkeit und nur in angemessenem 
Ausmaß gewährt werden. Hilfsbedürftigkeit 
liegt vor, wenn dem Leistungsempfänger 
zwangsläufig größere Aufwendungen entste­
hen, die er ohne Beeinträchtigung seiner wirt­
schaftlichen Lage nicht bestreiten kann. 

6. Den Zugehörigen oder den Betriebsräten des 
Trägerunternehmens muß satzungsmäßig und 
tatsächlich das Recht zustehen, an der Ver­
waltung sämtlicher Beträge, die der Kasse 
zufließen, beratend mitzuwirken. 

7. Bei Auflösung der Kasse darf ihr Vermögen 
satzungsmäßig nur den Leistungsberechtigten 
zufallen. Darüber hinaus darf das Vermögen 
nur für gemeinnützige, mildtätige oder kirch­
liche Zwecke im Sinne der Bundesabgaben­
ordnung verwendet werden. 

(3) Erfüllt eine bestehende Kasse die in den 
Abs. 1 und 2 genannten Voraussetzungen erst im 
Laufe eines Kalender(Wirtschafts)jahres, so tritt die 
Steuerbefreiung erst mit Beginn des folgenden 
Kalender(Wirtschafts)jahres ein. 

2. TE I L 

EINKOMMEN 

3. ABSCHNITI 

Allgemeine Vorschriften 

Einkommen, Einkommensermitt­
I un g 

§ 7. (1) Der Körperschaftsteuer ist das Einkom­
men zugrunde zu legen, das der unbeschränkt 
Steuerpflichtige innerhalb eines Kalenderjahres 
bezogen hat. 

(2) Einkommen ist der Gesamtbetrag der Ein­
künfte aus den im § 2 Abs. 3 des Einkommensteuer­
gesetzes 1988 aufgezählten Einkunftsarten nach 
Ausgleich mit Verlusten, die sich aus den einzelnen 
Einkunftsarten ergeben, und nach Abzug der Son­
derausgaben (§ 8 Abs.4), der Sanierungsgewinne 
(§ 23 Z 1) sowie des Freibetrages für begünstigte 
Zwecke (§ 23 Z 2). Wie das Einkommen zu ermit­
teln ist, bestimmt sich nach dem Einkommensteuer­
gesetz 1988 und diesem Bundesgesetz. 

(3) Bei Steuerpflichtigen, die auf Grund der 
Rechtsform nach handelsrechtlichen Vorschriften 
zur Buchführung verpflichtet sind, sind alle Ein­
künfte (§ 2 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes 
1988) den Einkünften aus Gewerbebetrieb (§ 23 
Z 1 des Einkommensteuergesetzes 1988) zuzurech­
nen. Bei Betrieben gewerblicher Art (§ 2), die nach 
handelsrechtlichen Vorschriften zur Buchführung 
verpflichtet sind, und bei Erwerbs- und Wirt­
schaftsgenossenschaften ist der Gewinn nach § 5 
des Einkommensteuergesetzes 1988 zu ermitteln. 

(4) Bei unter Abs. 3 fallenden Steuerpflichtigen 
bleiben Gewinne oder Verluste aus der Veräuße-

rung oder Entnahme und sonstige Wertänderungen 
aus einer internationalen Schachtelbeteiligung 
außer Ansatz. Verluste aus der Beteiligung bleiben 
auch dann außer Ansatz, wenn die Beteiligung 
innerhalb der letzten fünf Jahre vor Veräußerung 
die Voraussetzungen einer internationalen Schach­
telbeteiligung erfüllt hat. Eine internationale 
Schachtelbeteiligung liegt vor, wenn der Steuer­
pflichtige an ausländischen Gesellschaften, die 
einer inländischen Kapitalgesellschaft vergleichbar 
sind, nachweislich in Form von Gesellschaftsantei­
len seit mindestens zwölf Monaten vor dem für die 
Ermittlung des Einkommens maßgebenden Bilanz­
stichtag ununterbrochen" und unmittelbar minde­
stens zu einem Viertel beteiligt ist. Die Frist von 
zwölf Monaten gilt nicht für Anteile, die auf Grund 
einer Kapitalerhöhung erworben worden sind, 
soweit sich das Beteiligungsausmaß dadurch nicht 
erhöht hat. 

(5) Gewinnermittlungszeitraum ist das Wirt­
schaftsjahr. Das Wirtschaftsjahr deckt sich grund­
sätzlich mit dem Kalenderjahr. 

(6) Steuerpflichtige, die nach handelsrechtlichen 
Vorschriften zur Buchführung verpflichtet sind, 
und buchführende Steuerpflichtige, die Land- und 
Forstwirtschaft betreiben, dürfen ein vom Kalen­
derjahr abweichendes Wirtschaftsjahr haben; in 
diesem Fall ist der Gewinn bei Ermittlung des Ein­
kommens für jenes Kalenderjahr zu berücksichti­
gen, in dem das Wirtschaftsjahr endet. § 2 Abs. 6 
und 7 des Einkommensteuergesetzes 1988 ist anzu­
wenden. 

Einlagen, Entnahmen und Einkom­
mensverwendung 

§ 8. (1) Bei der Ermittlung des Einkommens blei­
ben Einlagen und Beiträge jeder Art insoweit außer 
Ansatz, als sie von Personen in ihrer Eigenschaft als 
Gesellschafter, Mitglieder oder in ähnlicher Eigen­
schaft geleistet werden. 

(2) Für die Ermittlung des Einkommens ist es 
ohne Bedeutung, ob das Einkommen 

im Wege offener oder verdeckter Ausschüt­
tungen verteilt oder 
entnommen oder 
in anderer Weise verwendet wird. 

(3) Eine Einkommensverwendung ist auch anzu­
nehmen bei: 

1. Ausschüttungen jeder Art 
auf Partizipationskapital im Sinne des 
Kreditwesengesetzes und des Versiche­
rungsaufsichtsgesetzes sowie 
auf Genußrechte, mit denen das Recht auf 
Beteiligung am Gewinn und am Liquida­
tionsgewinn des Steuerpflichtigen verbun­
den ist. 

2. Rückvergütungen, die von Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften in Form von 
Kaufpreisrückvergütungen, Kaufpreisnach-

2 
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zahlungen oder Unkostenvergütungen 
gewährt werden und aus dem Mitgliederge­
schäft erwirtschaftet wurden. Dies gilt auch 
für Rückvergütungen der Verbrauchergenos­
senschaften, die das im § 13 genannte Höchst­
ausmaß übersteigen. 

3. Zuwendungen des Organträgers (§ 9 Abs. 3) 
an Gesellschafter der Organgesellschaft (§ 9 
Abs. 2) als Ausgleich für entgehende Aus­
schüttungen (pividendengarantie). Dies gilt 
auch, wenn die Voraussettungen des § 9 nicht 
vorliegen. 

(4) Folgende Ausgaben sind bei der Ermittlung 
des Einkommens als Sonderausgaben abzuziehen, 
soweit sie nicht Betriebsausgaben oder Werbungs­
kosten darstellen: 

1. Ausgaben im Sinne des § 18 Abs. 1 Z 1,6 und 
7 des Einkommensteuergesetzes 1988. 

2. Der Verlustabzug im Sinne· des § 18 Abs. 6 
und 7 des Einkommensteuergesetzes 1988. 
Der Verlustabzug steht ab jenem Zeitpunkt 
nicht mehr zu, ab dem die Identität des Steu­
erpflichtigen infolge einer wesentlichen Ände­
rung der organisatorischen und wirtschaftli­
chen Struktur im Zusammenhang mit einer 
wesentlichen Änderung der Gesellschafter­
struktur auf entgeltlicher Grundlage nach 
dem Gesamtbild der Verhältnisse wirtschaft­
lich nicht mehr gegeben ist (Mantelkauf). 
Dies gilt nicht, wenn diese Änderungen zum 
Zwecke der Sanierung des Steuerpflichtigen 
mit dem Ziel der Erhaltung eines wesentli­
chen Teiles betrieblicher Arbeitsplätze erfol­
gen. 

3. Bei Kapitalgesellschaften und Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften die Vermögen­
steuer und die Abgabe nach dem Erbschafts­
steueräquivalentgesetz. Dies gilt für andere 
Steuerpflichtige, die Partizipationskapital aus­
geben, anteilig im Verhältnis des eingezahlten 
Partizipationskapitals zum gesamten Eigenka­
pital (§ 12 Abs. 4 und 6 des Kreditwesengeset­
zes, §§ 34,41 und 73 c des Versicherungsauf­
sichtsgesetzes). Dieses Verhältnis ist auf 
Grund der Werte des Jahresabschlusses des 
vorangegangenen Wirtschaftsjahres zu. ermit­
teln und ist bis zum Ende jenes Wirtschafts­
jahres maßgebend, in dem neues Partizipa­
tionskapital eingezahlt wird. 

o r g an s c b a f t 

§ 9, (1) Besteht zwischen eine.r Organgesellschaft 
(Abs.2) und dem Organträger (Abs. 3) ein Ergeb­
nisabführungsvertrag (Abs. 4), dann ist der steuer­
lich ermittelte Gewinn (Verlust) der Organgesell­
schaft dem Organträger zuzurechnen. Sonderaus­
gaben der Organgesellschaft mit Ausnahme von 
vororganschaftlichen Verlusten sind beim Organ­
träger abzuziehen. 

(2) Organgesellschaften sind unbeschränkt steu­
erpflichtige 

- Kapitalgesellschaften oder 
- Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, 

die dem Organ träger nach dem Gesamtbild der tat­
sächlichen Verhältnisse finanziell, wirtschaftlich 
und organisatorisch derart untergeordnet sind, daß 
sie keinen eigenen Willen haben. Die Anteile der 
Organ gesellschaft, die die finanzielle Eingliederung 
bewirken, müssen unmittelbar im Eigentum des 
Organträgers stehen. Die Merkmale der Unterord­
nung müssen ab dem Beginn des Wirtschaftsjahres 
der Organgesellschaft gegeben sein. 

(3) Organträger sind unbeschränkt steuerpflich-
ti ge 

Kapitalgesellschaften, 
Erwerbs- und Wirtschafts genossenschaften, 
Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit im 
Sinne des Versicherungsaufsichtsgesetzes 
oder 
Banken im Sinne des Kreditwesengesetzes, 
wenn sie Körperschaften sind, 

die die Merkmale der Überordnung im Sinne des 
Abs. 2 erfüllen. Organgesellschaften können 
Organträger sein. 

(4) Der Ergebnisabführungsvertrag ist eine Ver­
einbarung' in der sich die Organgesellschaft ver­
pflichtet, ihren ganzen Gewinn auf den Organträ­
ger zu übertragen und der Organträger sich ver­
pflichtet, den ganzen Verlust der Organgesellschaft 
zu übernehmen. Die Verpflichtung gilt auch dann 
als erfüllt, wenn die Organgesellschaft 

Rücklagen mit steuerlicher Wirkung oder 
gesetzliche Rücklagen oder 
andere Rücklagen in wirtschaftlich begründe-
ten Fällen ' . 

bildet. Der Vertrag muß vor dem Bilanzstichtag 
jenes Jahres abgeschlossen werden, für das er erst­
mals gelten soll. 

(5) Das steuerliche Ergebnis der Organgesell­
schaft im Sinne des Abs. 1 ist jenem Wirtschaftsjahr 
des Organ trägers zuzurechnen, in das der Bilanz­
stichtag des Wirtschaftsjahres der Organgesell­
schaft fällt. 

Befreiung für Beteiligungserträge 

§ 10. Von der Körperschaftsteuer sind Beteili­
gungserträge befreit. Beteiligungserträge sind: 

1. Gewinnanteile jeder Art auf Grund einer 
Beteiligung an inländischen ;Kapitalgesell­
schaften und Erwerbs- und Wirtschaftsgenos­
senschaften in Form von Gesellschafts- und 
Genossenschaftsanteilen. 

2. Rückvergütungen von inländischen Erwerbs­
und Wirtschaftsgenossenschaften nach § 8 
Abs.3 Z 2. 

3. Gewinnanteile jeder- Art auf Grund einer 
Beteiligung an inländischen Körperschaften in 
Form von Genußrechten (§ 8 Abs. 3 Z 1). 
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4. Gewinnanteile jeder Art auf Grund von Parti­
zipationskapital im Sinne des Kreditwesenge­
setzes und des Versicherungsaufsichtsgeset­
zes. 

S. Gewinnanteile jeder Art auf Grund emer 
internationalen Schachtelbeteiligung (§ 7 
Abs.4). 

Abzugsfähige Aufwendungen und 
Ausgaben 

§ 11. (1) Bei der Gewinnermittlung gelten auch 
folgende Aufwendungen als Betriebsausgaben im 
Sinne des Einkommensteuergesetzes 1988: 

1. Bei unter § 7 Abs. 3 fallenden Steuerpflichti­
gen die von ihnen zu tragenden Aufwendun­
gen, soweit sie mit Einlagen und Beiträgen 
(§ 8 Abs. 1) in unmittelbarem wirtschaftlichen 
Zusammenhang stehen. 

2. Bei Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaf­
ten Rückvergütungen nach § 13. 

3. Bei Banken die Zuführung zur Haftrücklage 
nach § 14. 

4. Bei Vel'sicherungsunternehmen die Zuführun­
gen zu versicherungstechnischen Rückstellun­
gen und Rücklagen sowie die Gewährung von 
Prämienrückerstattungen (Gewinnbeteiligun-
gen) nach den §§ 15 bis 17. . 

(2) Ist eine nach § 5 oder nach anderen Bundes­
gesetzen befreite Körperschaft zum Teil unbe­
schränkt steuerpflichtig, dürfen bei der Ermittlung . 
der Einkünfte Aufwendungen und Ausgaben nur 
insoweit abgezogen werden, als sie mit steuerpflich­
tigen Erträgen und Einnahmen in unmittelbarem 
wirtschaftlichen Zusammenhang stehen. 

Nichtabzugsfähige Aufwendungen 
und Ausgaben 

§ 12. (1) Bei den einzelnen Einkünften dürfen 
nicht abgezogen werden: 

1. Die Aufwendungen für die Erfüllung von 
Zwecken des Steuerpflichtigen, die durch 
Stiftung, Satzung oder sonstige V erfa~sung 
vorgeschrieben sind. 

2. Aufwendungen nach § 20 Abs.l Z 2 lit. b des 
Einkommensteuergesetzes 1988, die nicht 
schon unter § 8 Abs. 2 fallen, soweit sie nach 
allgemeiner Verkehrsauffassung unangemes­
sen hoch sind. 

3. RepräSentationsaufwendungen nach § 20 
Abs. 1 Z 3 des Einkommensteuergesetzes 
1988. 

4. Geld- und Sachzuwendungen nach § 20 
Abs. 1 Z 5 des Einkommensteuergesetzes 
1988. 

S. Aufwendungen zu gemeinnützigen, mildtäti­
gen oder kirchlichen Zwecken und andere 
freiwillige Zuwendungen (Spenden), soweit 
sie nicht nach § 4 Abs. 4 Z 5 und 6 des Ein­
kommensteuergesetzes 1988 oder nach § 8 
Abs. 4 Z 1 abzugsfähig sind. 

6. Die Steuern vom Einkommen und sonstige 
Personensteuern sowie die Abgabe nach dem 
Erbschaftssteueräquivalentgesetz, soweit sie 
nicht unter § 8 Abs.4 Z 3 fallen, und die 
Umsatzsteuer, die auf nichtabzugsfähige Auf­
wendungen entfällt. 

7. Die Hälfte der Vergütungen jeder Art, die an 
Mitglieder des Aufsichtsrates, Verwaltungs­
rates oder andere mit der Überwachung der 
Geschäftsführung beauftragte Personen für 
diese Funktion gewährt werden. Dies gilt 
auch für Reisekostenersätze, soweit sie die im 
§ 26 Z 4 des Einkommensteuergesetzes 1988 
angeführten Sätze übersteigen. 

(2) Weiters dürfen bei der Ermittlung der Ein­
künfte Aufwendungen und Ausgaben, soweit sie 
mit nicht steuerpflichtigen Vermögensvermehrun­
gen und Einnahmen in unmittelbarem wirtschaftli­
chen Zusammenhang stehen, nicht abgezogen wer­
den. 

4. ABSCHNITT 

Sondervorschriften für Erwerbs- und Wirtschafts­
genossenschaften 

R ü c k ver g ü tun gen bei Ver b rau c her -, 
genossenschaften 

§ 13. Verbrauchergenossenschaften können bei 
der Ermittlung des Gewinnes Vergütungen abzie­
hen, die bei Beginn des Wirtschaftsjahres dem 
Grunde und der Höhe nach feststehen und den 
Mitgliedern daher bei Bezug der Ware einen genau 
bezeichneten Rechtsanspruch auf die Auszahlung 
der Rückvergütung gewähren, soweit sie 1 % des 
Mitgliederumsatzes nicht übersteigen. 

S. ABSCHNITT 

Sondervorschriften für Banken 

Haftrücklage 

§ 14. (1) Die Zuführung zur Haftrücklage (§ 12 
Abs. 10 des Kreditwesengesetzes) ist insoweit 
abzugsfähig, als ihre Bemessungsgrundlage das 
arithmetische Mittel der in den Monatsausweisen 
(§ 24 Abs. 13 des Kreditwesengesetzes) für die vor 
dem Monat des Bilanzstichtages gelegenen Monate 
des Wirtschaftsjahres enthaltenen Aktivposten und 
der Eventualverpflichtungen abzüglich hiefür gebil­
deter Rückstellungen um nicht mehr als 15 % über­
steigen. 

(2) Die bestimmungsgemäße Verwendung der 
Haftrücklage bleibt bei der Ermittlung des Einkom­
mens außer Ansatz, die nächstfolgenden Zuführun­
gen zur Rücklage sind in Höhe der bestimmungs­
gemäß verwendeten Rücklage nicht abzugsfähig. 

(3) Eine pauschale Wertberichtigung für Forde­
rungen ist im Jahresabschluß nur insoweit zulässig, 
als sie den Betrag der Haftrücklage einschl.ießlich 
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8 622 der Beilagen 

einer Sonderhaftrücklage (Abschnitt I Art. III 
Abs.2 Z 2 lit. c des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 325/ 
1986) übersteigt. 

6. ABSCHNITT 

Sondervorsehriften für Versieherungsunternehmen 

Ver sieh e ru n g s tee h n i s eh e R ü e k s te 1-
lungen 

§ 15. (1) Zuführungen zu versicherungstechni­
schen Rückstellungen sind insoweit abzugsfähig, 
'als es sich um echte Schuldposten oder um Posten 
handelt, die der Rechnungsabgrenzung dienen. 
Dabei dürfen die versicherungstechnischen Rück­
stellungen den Betrag nicht übersteigen, der zur 
Sicherstellung der Verpflichtungen aus den am 
Bilanzstichtag bestehenden Versicherungsverträgen 
erforderlich ist. 

(2) Zuführungen zu Rückstellungen zum Aus­
gleich des schwankenden Jahresbedarfes sind insbe­
sondere unter folgenden Voraussetzungen abzugs­
fähig: 

1. Es muß nach den Erfahrungen in dem betref­
fenden Versicherungszweig mit erheblichen 
Schwankungen des Jahresbedarfes zu rechnen 
sem. 

2. Die Schwankungen des Jahresbedarfes dürfen 
nicht durch die Prämien ausgeglichen werden, 
Sie müssen aus den am Bilanzstichtag beste­
henden Versicherungsverträgen herrühren 
und dürfen nicht durch Rückversicherungen 
gedeckt sein. 

Risikorüeklage 

§ 16. Die Zuführung zur Risikoiücklage gemäß 
§ 73 a des Versicherungsaufsichtsgesetzes ist 
abzugsfähig. Die Auflösung der Rücklage erhöht 
den Gewinn oder vermindert den Verlust des 
betreffenden Wirtschaftsjahres. 

Prä m i e n r ü e k e r s tat tun gen (G e w i n n­
be te i Ii gun gen) 

§ 17. (1) Für Prämienrückerstattungen (Gewinn­
beteiligungen), die auf Grund des Ergebnisses des 
direkten Versicherungsgeschäftes im Eigenbehalt 
gewährt werden, gilt folgendes: 

1. Prämienrückerstattungen (Gewinnbeteiligun­
gen) im Lebens-, Kranken- oder Unfallversi­
eherungsgeschäft mit Prämienrückgewähr 
sind abzugsfähig. 

2. Prämienrückerstattungen (Gewinnbeteiligun­
gen) in anderen Versicherungszweigen sind 
nur insoweit abzugsfähig, als sie in diesen 
Versicherungs zweigen insgesamt die auf das 
Wirtschaftsjahr entfallenden Prämieneinnah­
men 

zuzüglich einer Verminderung der versi­
cherungstechnischen Rückstellungen und 

der den versicherungstechnischen Rück­
stellungen einschließlich der Rückstel­
lungen für Prämienruckerstattungen (Ge­
winnbeteiligungen) zuzuordnenden 
Nettoerträge der Kapitalanlagen, und 
abzüglich der auf das Wirtschaftsjahr ent­
fallenden Versicherungsleistungen, Erhö­
hungen der versicherungstechnischen 
Rückstellungen und Aufwendungen für 
den Versicherungsbetrieb 

nicht übersteigen. 

(2) Für Rückstellungen für Prämienruckerstat­
tungen (Gewinnbeteiligungen) gilt folgendes: 

1. Zuführungen sind bei Zutreffen der V oraus-
setzungen des Abs. 1 abzugsfähig, 

wenn die ausschließliche bestimmungsge­
mäße Verwendung dieser Rückstellungen 
nach dem Geschäftsplan gesichert ist und 
soweit die noch nicht verwendeten Rück­
stellungen das unter Bedachtnahme auf 
eine kontinuierliche Prämienruckerstat­
tung für Leistungen aus den am Bilanz­
stichtag laufenden V ersicherungsverträ­
gen erforderliche Ausmaß nicht überstei­
gen. 

2. Jene Teile der Rückstellungen gelten als 
bereits verwendet, die spätestens bei Geneh­
migung des Abschlusses des Wirtschaftsjahres 
durch die satzungsmäßig zuständigen Organe 
mit der Maßgabe beschlossen werden, daß sie 
spätestens an dem auf die Beschlußfassung 
folgenden Bilanzstichtag oder in dem auf die 
Beschlußfassung folgenden Kalenderjahr 

den einzelnen Versicherungsnehmern gut­
zuschreiben oder 
bis zum Ende des auf die Beschlußfassung 
folgenden Kalenderjahres bar auszuzah­
len oder 
auf fällig werdende Prämien anzurechnen 

sind. 

3. Die ausschließliche Verwendung der Rück­
stellungen für Prämienrückerstattungen 
(Gewinnbeteiligungen) im Lebens-, Kranken­
oder Unfallversicherungsgeschäft mit Prä­
mienruckgewähr gilt auch insoweit als gesi­
chert, als Beträge nach dem Geschäftsplan mit 
Genehmigung der Versicherungsaufsichtsbe­
hörde in Ausnahmefällen aus diesen Rückstel­
lungen entnommen werden dürfen, um die 
dauernde Erfüllbarkeit der Verpflichtungen \ 
aus den Versicherungsverträgen zu gewährlei­
sten. 

(3 ) Versicherungsunternehmen haben minde­
stens 10% des nach den Vorschriften des Einkom­
mensteuergesetzes 1988 und dieses Bundesgesetzes 
ermittelten Gewinnes zu versteuern, von dem der 
für die Versicherten bestimmte Anteil noch nicht 
abgezogen ist. 
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7. ABSCHNITT 

Einkommensermittlung bei Beginn und Ende der 
Steuerpflicht 

Beginn und Ende einer Steuerbe­
freiung 

§ 18. (1) Wird eine unbeschränkt steuerpflichtige 
Körperschaft von der unbeschränkten Körper­
schaftsteuerpflicht befreit, hat sie zum Zeitpunkt 
des Endes der Steuerpflicht den Buchwert der 
Winschaftsgüter des Betriebsvermögens dem 
gemeinen Wert dieser Wirtschaftsgüter gegenüber­
zustellen und den Unterschiedsbetrag der Besteue­
rung zugrunde zu legen. Von diesem Unterschieds­
betrag ist bei einem nicht unter § 7 Abs. 3 fallenden 
Steuerpflichtigen der Freibetrag gemäß § 24 Abs. 4 
des Einkommensteuergesetzes 1988 abzuziehen. 

(2) Wird eine von: der unbeschränkten Körper­
schaftsteuerpflicht befreite Körperschaft unbe­
schränkt steuerpflichtig, hat sie auf den Beginn der 
Steuerpflicht den gemeinen Wen detWinschafts­
güter des Betriebsvermögens anzusetzen. Ist Grund 
und Boden innerhalb der letzten zehn Jahre ange­
schafft worden, dann sind aber seine Anschaffungs­
kosten fonzuführen. 

(3) Beginnt oder endet die unbeschränkte Steuer­
pflicht nicht zur Gänze, gelten die Abs. 1 und 2 für 
die betroffenen Teile. 

Au fl ö s u n gun d Ab w i c k I u n g (Li q u i -
da t ion) 

§ 19. (1) Erfolgt bei einem unter § 7 Abs. 3 fal­
lenden Steuerpflichtigen, der seine Auflösung 
beschlossen hat, tatsächlich die Abwicklung, ist der 
Besteuerung der Liquidationsgewinn zugrunde zu 
legen. 

(2) Liquidationsgewinn ist der im Zeitraum der 
Abwicklung erzielte Gewinn, der sich aus der 
Gegenüberstellung des Abwicklungs-Endvermö­
gens und des Abwicklungs-Anfangsvermögens 
ergibt. 

(3) Der Besteuerungszeitraum darf drei Jahre 
nicht übersteigen. Das Finanzamt kann diesen Zeit­
raum in berücksichtigungswürdigen Fällen auf 
Antrag verlängern. 

(4) Abwicklungs-Endvermögen ist das zur Ver­
teilung kommende Vermögen. Sind im Abwick­
lungs-Endvermögen nicht veräußerte Wirtschafts­
güter enthalten, sind sie mit dem gemeinen Wert 
anzusetzen. 

(5) Abwicklungs-Anfangsvermögen ist das 
Betriebsvermögen, das am Schluß des der Auflö­
sung vorangegangenen Wirtschaftsjahres nach den 
Vorschriften über die Gewinnermittlung anzuset­
zen war. Wird die Auflösung im Wirtschaftsjahr 
der Gründung (Errichtung) beschlossen, ist 
Abwicklungs-Anfangsvermögen das eingezahlte 
Kapital. 

(6) Auf die Gewinnermittlung sind im übrigen 
die sonst geltenden Vorschriften anzuwenden. 

(7) Erfolgt bei einem nicht unter Abs. 1 fallenden 
Steuerpflichtigen die Abwicklung, richtet sich die 
Steuerpflicht nach den Vorschriften des Einkom­
mensteuergesetzes 1988 und dieses Bundesgesetzes. 

Ver s c h m e lz u n g (F u s ion) und 
Umwandlung 

§ 20. (1) Geht das Vermögen einer Kapitalgesell­
schaft mit oder ohne Abwicklung (Liquidation) auf 
einen anderen über, ist § 19 anzuwenden. . 

(2) Für die Ermittlung des Liquidationsgewinnes 
tritt an die Stelle des zur Verteilung kommenden 
Vermögens der Wert der für die Übenragung des 
Vermögens gewährten Gegenleistung nach dem 
Stande im Zeitpunkt der tatsächlichen Übertragung. 
aber nicht vor der Eintragung im Handelsregister. 
Soweit eine Gegenleistung in Form von neuen 
Gesellschaftsanteilen nicht gewährt wird, ist der 
Teilwert der Wirtschaftsgüter einschließlich selbst­
geschaffener unkörperlicher Wirtschafts güter 
anzusetzen. 

(3) Die Liquidationsbesteuerung unterbleibt 
insoweit, als folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. Das Vermögen einer inländischen Kapitalge­
sellschaft muß als Ganzes auf eine andere 
inländische Kapitalgesellschaft gegen Gewäh­
rung von Gesellschaftsrechten der überneh­
menden Gesellschaft übergehen. 

2. Es muß sichergestellt sein, daß der nicht der 
Liquidationsbesteuerung unterzogene Gewinn 
später der Körperschaftsteuer unterliegt. 

3. TEIL 

BESTEUERUNG BEI BESCHRÄNKTER 
STEUERPFLICHT 

Einkünfte bei beschränkter Steuerpflicht 

§ 21. (1) Bei beschränkt Steuerpflichtigen 1m 
Sinne des § 1 Abs. 3 Z 1 gilt folgendes: 

1. Die Steuerpflicht erstreckt sich nur auf Ein­
künfte im Sinne des § 98 des Einkommensteu­
ergesetzes 1988. Wie die Einkünfte zu ermit­
teln sind, bestimmt sich nach dem Einkom­
mensteuergesetz 1988 und diesem Bundesge­
setz. 

2. Bei beschränkt Steuerpflichtigen, die hinsicht­
lich einer Betriebsstätte nach handelsrechtli­
chen Vorschriften zur Buchführung verpflich­
tet sind, sind alle der Betriebsstätte zuzurech­
nenden Einkünfte als gewerbliche Einkünfte 
zu behandeln. Der Gewinn ist nach § 5 des 
Einkommensteuergesetzes 1988 zu ermitteln. 

(2) Bei beschränkt Steuerpflichtigen im Sinne des 
§ 1 Abs. 3 Z 2 und 3 erstreckt sich die Steuerpflicht 
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auf Einkünfte, bei denen die Steuer durch Steuer­
abzug erhoben wird. Dies gilt nicht 

fUr Beteiligungserträge im Sinne des § 10 und 
für Einkünfte innerhalb eines Beteiligungs­
fonds (§ 1 des Beteiligungsfondsgesetzes). 

4. TEl L 

TARIF 

ISteuersatz 

§ 22. (1) Die Körperschaftsteuer vom Einkom­
men (§ 7 Abs. 2) oder vom Gesamtbetrag der Ein­
künfte beschränkt Steuerpflichtiger im Sinne des 
§ 21 Abs. 1 beträgt 30%. 

(2) Wenn das Einkommen oder der Gesamtbe­
trag der Einkünfte beschränkt Steuerpflichtiger 
nicht durch 100 S teilbar sind, dann sind Restbe­
träge bis einschließlich 50 S zu vernachlässigen und 
Restbeträge von mehr als 50 S als volle 100 S zu 
rechnen. 

Sanierungs gewinn und Freibetrag für begünstigte 
Zwecke 

§ 23. Bei der Ermittlung des Einkommens (§ 7 
Abs.2) oder des Gesamtbetrages der Einkünfte 
beschränkt Steuerpflichtiger im Sinne des § 21 
Abs. 1 sind nach Abzug der Sonderausgaben (§ 8 
Abs.4) auszuscheiden: 

1. Jene Einkommensteile, die durch Vermehrun­
gen des Betriebsvermögens infolge eines 
gänzlichen oder teilweisen Erlasses von Schul­
den zum Zwecke der Sanierung entstanden 
sind. 

2. Bei Körperschaften im Sinne des § 5 Z 6 ein 
Betrag in Höhe des Einkommens, höchstens 
jedoch 100 000 S. 

5. TEl L 

ERHEBUNG DER STEUER 

§ 24. (1) Die Körperschaftsteuer wird nach 
Ablauf des Kalenderjahres (Veranlagungszeitraum) 
nach dem Einkommen oder dem Gesamtbetrag der 
Einkünfte beschränkt Steuerpflichtiger im Sinne 
des § 21 Abs. 1 veranlagt, das der Steuerpflichtige 
in diesem Veranlagungszeitraum bezogen hat. 

(2) Die Körperschaftsteuer für Einkünfte, die 
dem Steuerabzug unterliegen, gilt bei beschränkt 
Steuerpflichtigen durch den Steuerabzug als abge­
golten, außer es ergibt sich aus den Vorschriften 
des Einkommensteuergesetzes 1988, daß eine Ver­
an�agung zu erfolgen hat. 

(3) Die Vorschriften des Einkommensteuergeset­
zes 1988 über die Veranlagung und die Entrichtung 
der Steuer sind entsprechend anzuwenden. 

6. TE I L 

VERWEISE AUF ANDERE BUNDESGE­
SETZE 

§ 25. Soweit in diesem Bundesgesetz auf andere 
Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer 
jeweils' geltenden Fassung anzuwenden. 

7. TEl L 

ÜBERGANGS- UND SCHLUSSVORSCHRIF­
TEN 

Inkrafttreten und Aufhebung 

§ 26. (1) Dieses Bundesgesetz ist anzuwenden, 
1. wenn die Körperschaftsteuer veranlagt wird, 

erstmalig bei der Veranlagung für das Kalen­
derjahr 1989, 

2. wenn die Körperschaftsteuer durch Abzug 
erhoben wird, für die Zeit ab 1. Jänner 1989. 

(2) Das Körperschaftsteuergesetz 1966 ist letzt­
malig anzuwenden, 

1. wenn die Körperschaftsteuer veranlagt wird, 
bei der Veranlagung für das Kalenderjahr 
1988, 

2. wenn die Körperschaftsteuer durch Abzug 
erhoben wird, für die Zeit bis 31. Dezember 
1988. 

(3) Abweichend von Abs. 1 und 2 gilt folgendes: 
1. § 8 Abs. 3 Z 3 und § 18 sind auf alle nicht 

rechtskräftigen Veranlagungen anzuwenden. 
2. a) § 8 Abs. 4 Z 2 ist anzuwenden auf Mantel­

käufe, die in Wirtschaftsjahren erfolgen, 
die nach dem 31. Dezember 1988 enden. 

b) § 117 Abs.5 des Einkommensteuergeset­
zes 1988 ist anzuwenden. 

3. § 14 Abs. 3 ist erstmalig ab der Veranlagung 
für das Kalenderjahr 1987 anzuwenden. 

(4) Für gemeinnützige Bauvereinigungen im 
Sinne des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes gilt 
folgendes: 

1. § 1 Abs.3 des Wohnungsgemeinnützigkeits­
gesetzes ist für Wirtschaftsjahre anzuwenden, 
die vor dem 1. Jänner 1989 enden. 

2. § 5210 ist erstmalig für jenes Wirtschaftsjahr 
'anzuwenden, das nach dem 31. Dezember 
1988 endet. Bei gemeinnützigen Bauvereini­
gungen, die am Beginn des im ersten Satz 
genannten Wirtschaftsjahres Geschäfte außer~ 
halb der in § 7 Abs. 1 bis 3 des W ohnungsge­
meinnützigkeitsgesetzes bezeichneten Art 
tätigen, ist der Bescheid der Finanzlandesdi­
rektion für dieses Wirtschaftsjahr unter der 
Voraussetzung wirksam, daß der Antrag 
innerhalb von drei Monaten ab Beginn des 
Wirtschaftsjahres gestellt wird. Der Antrag 
muß jedoch in keinem Fall vor dem 1. April 
1989 gestellt werden. 

622 der Beilagen XVII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)10 von 22

www.parlament.gv.at



622 der Beilagen 11 

(5) Pensionskassen, die nach § 6 des Körper­
schaftsteuergesetzes 1966 befreit waren und die 
Voraussetzungen für die Körperschaftsteuerbefrei- . 
ung nach § 6 am 1. Jänner 1989 nicht erfüllen, blei­
ben steuerfrei, wenn der Aufsichtsbehörde eine ent­
sprechende Satzungsänderung bis 31. Dezember 
1989 angezeigt wird. 

(6) Hat ein Organträger im Sinne des § 8 Abs. 4 
des Körperschaftsteuergesetzes 1966 ein abwei­
chendes Wirtschaftsjahr, ist das Einkommen der 
Organgesellschaft für das Jahr 1988 dem Einkom-

men des Organträgers für das Jahr 1988 zuzurech­
nen. 

(7) Beziehen sich bundesgesetzliche Vorschriften 
auf Bestimmungen des Kärperschaftsteuergesetzes 
1966, treten an die Stelle dieser Bestimmungen die 
entsprechenden Bestimmungen dieses Bundesgeset­
zes. 

Vollziehung 

§ 27. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist der Bundesminister für .Finanzen betraut. 
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VORBLATT 

Problem: 

Die Durchführung der großen Steuerreform lind die Reform des Rechnungslegungsrechtes erfordern 
umfangreiche Änderungen im Bereich des Körperschaftsteuerrechts. 

Ziel und Lösung: 

Schaffung eines neuen Körperschaftsteuergesetzes. 

Kosten: 

Die voraussichtlichen Kosten von rund 8 Mrd S werden durch ein voraussichtliches Mehraufkommen 
in gleicher Höhe aus den Änderungen im Einkommensteuergesetz 1988 und im Körperschaftsteuergesetz 
1988 gedeckt. 
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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 

Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, 
mit Wirkung ab 1989 eine Steuerreform durchzu­

. führen, die ein einfacheres und gerechteres Steuer­
system schafft. Die Reform der Einkommensteuer 
ist von der Überlegung getragen, den Steuertarif 
entscheidend zu senken und den dadurch beding­
ten Einnahmenausfall im wesentlichen durch den 
Abbau von Befreiungen und Begünstigungen zu 
finanzieren. 

Die Körperschaftsteuer muß in dieses Reform­
vorhaben eingebunden werden. Das Thema Kör­
perschaftsteuerreform ist bereits seit Anfang der 
achtziger Jahre Gegenstand der Arbeiten der Steu­
erreformkommission. Teilbereiche dieser Reform 
wurden bereits 1986 mit dem Abbau der wirtschaft­
lichen Doppelbelastung der von Körperschaften 
ausgeschütteten Gewinne durch das Halbsatzver­
fahren verwirklicht. Ein weiterer großer Schritt soll 
nunmehr mit der Umgestaltung des Körperschaft­
steuersystems nach dem von der Steuerreformkom­
mission vorgeschlagenen Modell gesetzt werden. 
Es soll ein für alle Körperschaften geltender deut­
lich niederer Einheitssatz geschaffen und der 
Abbau der wirtschaftlichen Doppelbelastung auch 
auf der Ebene der Körperschaften durch die Ein­
führung einer allgemeinen Beteiligungsertragsbe­
freiung vollständig verwirklicht werden. Die Kör­
perschaftsteuerreform wird nicht zuletzt auch von 
der bevorstehenden Reform des Rechnungsle­
gungsrechtes beeinflußt. 

Die Körperschaftsteuerreform ist auch unter 
dem Blickwinkel der EG-Konformität zu beurtei­
len. Eine EG-Richtlinie über die Harmonisierung 
der Körperschaftsteuer besteht derzeit noch nicht. 
Der Entwurf einer entsprechenden EG-Richtlinie 
läßt eine Tendenz zum Anrechnungsverfahren 
erkennen. Das in Österreich vorgesehene Modell 
des Einheitskörperschaftsteuersatzes in Verbindung 
mit einer allgemeinen Beteiligungsertragsbefreiung 
steht mit einem künftigen Anrechnungsverfahren 
(Anrechnung der auf die Ausschüttung entfallen­
den Körperschaftsteuer auf die persönliche Ein­
kommen- oder Körperschaftsteuer des Gesellschaf­
ters) nicht in Widerspruch, es läßt sich ohne 
Schwierigkeiten adaptieren, sollte die Entscheidung 

in der EG für ein Anrechnungsverfahren getroffen 
werden. 

Die Entscheidung, den einheitlichen Körper­
schaftsteuersatz mit 30% festzulegen und damit 
eine Absenkung des bisherigen Spitzensatzes um 25 
Prozentpunkte vorzunehmen, wird einerseits durch 
die Änderungen im Bilanzsteuerrecht (vor allem 
durch Streichungen bzw Einschränkungen im Rah­
men der Investitionsbegünstigungen) und anderer­
seits durch körperschaftsteuerrechtliche Änderun­
gen ermöglicht. Die Einfachbesteuerung bei perso­
nenbezogenen juristischen Personen wird· durch 
eine Verbindung der dreißigprozentigen Körper­
schaftsteuer mit einer um fünf Prozentpunkte auf 
25% angehobenen Kapitalertragsteuer auf Aus­
schüttungen bei Weitergeltung des Halbsatzverfah­
ren sichergestellt. Die allgemeine Beteiligungser­
tragsbefreiung verhindert bei allen Erträge aus 
Beteiligungen empfangenden Körperschaften eine 
weitere Besteuerung der mit 30 % vorbelasteten 
Ausschüttungserträge. 

Der Wegfall des im § 22 Abs. 2 KStG 1966 ver­
ankerten sogenannten "gespaltenen Körperschaft­
steuersatzes" für offene Gewinnausschüttungen der 
Kapitalgesellschaften und Kreditgenossenschaften 
bewirkt keine Verschlechterung der Besteuerungs­
situation und damit keine Negativwirkung für den 
Kapitalmarkt, da die durchschnittliche Steuerbela­
stung bei der Ausschüttung der Einkommen über 
1,2 Mio S bisher zwischen 28 und 38% betrug. Der 
dreißigprozentige Körperschaftsteuersatz wird eine 
wesentliche Verbesserung für thesaurierende Kör­
perschaften bewirken und damit eine stärkere Ten­
denz zur Gründung von Kapitalgesellschaften aus­
lösen. Die Reform kann im Gegenzug eine gewisse 
Entlastung im Bestand der Kapitalgesellschaften 
zur Folge haben, da die Bedeutung der Holdingge­
sellschaften als Instrument der Vermeidung der 
Schattenwirkung des bisherigen Ausschüttungssteu­
ersatzes wegfallen wird. 

Das Körperschaftsteuergesetz 1988 wird im Auf­
bau dem Einkommensteuergesetz 1988 entspre­
chen, einen neu geordneten Text aufweisen, die bis­
herige Verwaltungsübung in verschiedenen Punk­
ten gesetzlich verankern und den Rechtsstoff 
sprachlich und optisch besser darstellen. 
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Besonderer Teil 

Zu § 1: 

§ 1 entspricht in seinem Aufbau dem § 1 EStG 
1988, bezieht daher die Anwendung des Gesetzes 
programmatisch auf Körperschaften und regelt die 
unbeschränkte und beschränkte Steuerpflicht. 

Abs. 2 zählt gegenüber § 1 Abs. 1 KStG 1966 in 
gestraffter Form die unbeschränkt Steuerpflichtigen 
auf. Da die im § 1 Abs. 1· Z 1 bis 3 KStG 1966 
genannten Körperschaften juristische Personen des 
privaten Rechts sind, kann eine gesonderte Erwäh­
nung im KStG 1988 unterbleiben. 

Betriebe gewerblicher Art von Körperschaften 
des öffentlichen Rechts gelten wie bisher als unbe­
schränkt Steuerpflichtige, während die Trägerkör­
perschaft weiterhin unter die beschränkte Steuer­
pflicht fällt. 

Die übernahme der bisher im § 1 Abs. 1 Z 5 
KStG 1966 verankerten nichtrechtsfähigen Perso­
nenvereinigungen usw. grenzt wie bisher die Kör­
perschaftsteuerpflicht im Wege des gegenüber dem 
KStG 1966 unverändert bleibenden § 3 gegenüber 
der Einkommensteuerpflicht ab. 

Die aus § 3 KStG 1966 in den Abs. 3 übernom­
mene Regelung der beschränkten Steuerpflicht 
umfaßt wie bisher die Gruppe der ausländischen 
Körperschaften, Personenvereinigungen und Ver­
mögensmassen, die Gruppe der inländischen 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften und die 
Gruppe der ganz oder zum Teil persönlich befrei­
ten Körperschaften. Der Umfang der beschränkten 
Steuerpflicht wird nunmehr im 3. Teil (§ 21) gere­
gelt. 

Zu § 2: 

Die Begriffsbestimmung des Betriebes gewerbli­
cher Art im Abs. 1 entspricht inhaltlich dem bisheri­
gen Recht. 

Der Begriff wirtschaftliche Selbständigkeit hat 
die gleiche Bedeutung wie der im § 2 Abs. 1 KStG 
1966 demonstrativ umschriebene. Die Bezugnahme 
auf "jede" Einrichtung bringt unverändert gegen­
über dem KStG 1966 zum Ausdruck, daß jeder 
Betrieb gewerblicher Art grundsätzlich gesondert 
als Steuersubjekt zu erfassen ist. Unberührt davon 
bleibt die Frage, wieweit eine Zusammenfassung 
mehrerer privatwirtschaftlicher Tätigkeiten der 
Körperschaft öffentlichen Rechts ein e n Betrieb 
gewerblicher Art begründet. Dies wird wie bisher 
im Falle eines engen technisch wirtschaftlichen und 
organisatorischen Zusammenhanges der Tätigkei­
ten, sei es bei Wiederholung der gleichen Tätigkeit 
(zB Verkaufs- oder Festveranstaltungen) oder bei 
örtlich getrennten gleichartigen Tätigkeiten oder 
bei einer intensiven Verbindung von an sich ver­
schiedenartigen Tätigkeiten (zB Unterhalten einer 
Zentralküche, die ausschließlich oder überwiegend 

die Gastbetriebe der Körperschaft öffentlichen 
Rechts versorgt), gegeben sein. 

Daß die Tätigkeit von "wirtschaftlichem 
Gewicht" sein muß, soll Bagatellfälle, wie etwa 
kleine Brückenwaagen oder Gelegenheitsaktivitä­
ten (gesellige Veranstaltungen) von der persönli­
chen Steuerpflicht ausnehmen. Mit der neuen Aus­
sage in Abs. 1 letzter Satz wird der steuerliche Cha­
rakter der Betätigung verstärkt und die Zuordnung 
für den Bereich der Einkommensermittlung klarge­
stellt. Siehe auch die Erläuterungen zu § 7. 

Die 'in Abs. 1 erwähnte Vorteilserzielung neben 
der Einnahmenerzielung soll wie im Geltungsbe­
reich des KStG 1966 die Steuersubjekteigenschaft 
der sogenannten Innenbetriebe von Körperschaften 
öffentlichen Rechts sicherstellen. Die Betriebsei­
genschaft ist im Sinne der bisherigen Interpretation 
dann anzunehmen, wenn der Eigenbedarfsbetrieb 
als Konkurrenzbetrieb zu privatwirtschaftlichen 
Betrieben der Trägerkörperschaft Kosten erspart 
und damit wirtschaftliche (geldwerte) Vorteile ver­
schafft. 

Die im § 1 fingierte Steuersubjekteigenschaft des 
Betriebes gewerblicher Art hat unverändert zur 
Folge, daß die Beziehung zur Trägerkörperschaft 
abgabenrechtlich so zu sehen ist, als ob die Träger­
körperschaft der einzige Gesellschafter des Betrie­
bes gewerblicher Art wäre. 

Die. Erweiterung des Betriebsbegriffes auf Mit­
unternehmerbeteiligungen und die Betriebsverpach­
tung oder sonstige Nutzungsüberlassung in Abs. 2 
entspricht der bisherigen Verwaltungsübung und 
§ 2 Abs. 1 KStG 1966. 

Die Neufassung des Abs. 3 stellt nunmehr legi­
stisch eindeutig klar, daß abweichend von der in 
Abs. 1 angeordneten gesonderten Erfassung jedes 
einzelnen Betriebes Versorgungsbetriebe zu .einem 
einheitlichen Betrieb und damit zu einem einheitli­
chen Steuersubjekt zusammengefaßt werden dür­
fen. Die taxative AufZählung der Versorgungsbe­
triebe schließt entsprechend der bisherigen Lehre 
und Rechtsprechung die Einbeziehung von Ergän­
zungs- oder Hilfsbetrieben auch im Geltungsbe­
reich des KStG 1988 nicht aus. 

Abs. 4 entpricht § 2 Abs. 3 KStG 1966. 

Im Abs. 5 wird der Begriff der Ausübung der 
öffentlichen Gewalt nunmehr mit der Bezeichnung­
Hoheitsbetrieb verbunden und damit der Gegen­
satz zum Betrieb gewerblicher Art verdeutlicht. Das 
Erfordernis einer Abgrenzung zwischen diesen bei­
den Betrieben wird wie bisher darauf gerichtet sein, 
ob ein Tätigkeitsbereich wirtschaftlich so verselb­
ständigt ist, daß er ausschließlich zum Betrieb 
gewerblicher Art wird (zB der Kantinenbetrieb 
einer Behörde) oder ob eine Tiitigkeit Elemente der 
Ausübung der öffentlichen Gewalt und einer privat­
wirtschaftlichen Tätigkeit untrennbar in sich verei­
nigt (zB ein Hochschulinstitut, das auch Auftrags-
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~.utachten für die Industrie erstellt), sodaß das 
Uberwiegen der Tätigkeit in Richtung Hoheitsbe­
trieb oder Betrieb gewerblicher Art zu prüfen ist. 

Der Katalog der in § 2 Abs. 5 konkret aufgezähl­
ten Hoheitsbetriebe bleibt gegenüber dem KStG 
1966 unverändert. 

Zu § 3: 

§ 3 entspricht § 4 KStG 1966. 

Zu § 4: 

Im § 4. werden der Beginn und das Ende der per­
sönlichen Steuerpflicht erstmalig gesetzlich geregelt 
und im Sinne der bisherigen Lehre und Rechtspre­
chung verankert. Ist für das Entstehen der Rechts­
persönlichkeit die Eintragung in ein öffentliches 
Register erforderlich, wird die Anordnung des 
Abs. 1 wie bisher nur dann gelten, wenn die Eintra­
gung planmäßig betrieben wird und auch tatsäch­
lich erfolgt. 

Zu § 5: 

§ 5 enthält wie § 5 KStG 1966 persönliche Steu­
erbefreiungen. Da auf Grund des § 1 nur Körper­
schaften mit Sitz oder Geschäftsleitung im Inland 
betroffen sein können, ist § 5 auf die Befreiung von 
der unbeschränkten Steuerpflicht bezogen. Soweit 
die Steuerbefreiung wirksam ist, sind diese Körper­
schaften beschränkt steuerpflichtig im Sinne des § 1 
Abs.3 Z 3. Eine entsprechende Abgrenzungsnorm 
für abzugsfähige Aufwendungen ist im § 11 Abs. 2 
verankert. 

Die im § 5 Z 1 bis 9 enthaltenen persönlichen 
Steuerbefreiungen entsprechen mit geringfügigen 
sprachlichen Abweichungen im wesentlichen dem 
bisherigen Recht. 

Die Befreiung der in Z 1 genannten Staatsbe­
triebe ist aus Vereinfachungs gründen gerechtfer­
tigt, da allfällige Gewinne im Wege der Gewinnab­
fuhren unmittelbar budgetwirksam sind. 

Die besondere währungs- und kreditpolitische 
Bedeutung der Oesterreichischen Nationalbank 
rechtfertigt die Ausnahme von der unbeschränkten 
Steuerpflicht in Z 2. 

Die Befreiung der in Z 3 genannten Banken 
erfolgt aus Vereinfachungs gründen, da sie nach Z 3 
lit b keinen Gewinn anstreben und daher höchstens 
Zufallsgewinne anfaJlen dürfen. 

Die Ausnahme der Beteiligungsfonds von der 
unbeschränkten und nach § 21 Abs. 2 auch von der 
beschränkten Steuerpflicht soll wie bisher die 
Ansprüche der Genußscheinzeichner auf möglichst 
ungeschmälerte Ausschüttungen sicherstellen. 

Eine Änderung gegenüber dem KStG 1966 
ergibt sich für die gemäß § 5 Z 5 befreiten Perso­
nengemeinschaften in den Angelegenheiten der 

Bodenreform bzw. den Siedlungsträgern, da die 
Teilsteuerpflicht auf die entgeltliche Überlassung 
von Grundstücken für andere als land- und forst­
wirtschaftliehe Zwecke (etwa zur Sportausübung) 
erweitert wird. 

Die Förderung gemeinnütziger, mildtätiger und 
kirchlicher Zwecke und die Förderung der betrieb­
lichen Altersversorgung im Wege von Pensions­
und Unterstützungskassen rechtfertigt die Befrei­
ung der betreffenden Körperschaften in den Z 6 
und 7. 

Die begrenzte Befreiung der kleinen Versiche­
rungsvereine auf Gegenseitigkeit in Z 8 erfolgt aus 

, Vereinfachungsgründen. 

Die Befreiungen des § 5 Abs. 1 Z 9 und 10 KStG 
1966 betreffend bestimmte landwirtschaftliche Ver­
wertungsgenossenschaften, Z 11 betreffend Saat­
baugenossenschaften und Z 12 betreffend Zentra­
len von Genossenschaften entfallen. Für diesen Fall 
und für andere Fälle des Wechsels von der persönli­
chen Steuerbefreiung in die unbeschränkte Steuer­
pflicht oder umgekehrt schafft § 18 eine entspre­
chende Abgrenzung. 

Mit Z 10 wird die Steuerbefreiung für Bauverei­
nigungen aus § 1 Abs. 3 des Wohnungsgemeinnüt­
zigkeitsgesetzes in das KStG übernommen. Die 
neue Befreiung gewährt den Bauvereinigungen wie 
bisher grundsätzlich eine umfassende Befreiung. 
Geschäfte außerhalb des § 7 Abs. 1 bis 3 lösen aber 
- abweichend von § 1 Abs. 3 des W ohnungsge­
meinnützigkeitsgesetzes - zunächst die volle Steu­
erpflicht aus. Im Falle der rechtzeitigen AntragsteI­
lung hat die zuständige Finanzlandesdirektion 
allerdings, sofern sie nicht einen Antrag nach § 35 
des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes auf Ent­
ziehung der Anerkennung der Gemeinnützigkeit 
stellt, die unbeschränkte Steuerpflicht auf die 
Geschäfte außerhalb des § 7 Abs. 1 bis 3 zu 
beschränken. Unberührt von dieser Regelung blei­
ben wie in § 1 Abs. 3 des Wohnungsgemeinnützig­
keitsgesetzes die in Z 10 genannten Fälle der Ver­
mögensverwaltung. 

Mit dieser gesetzlichen Regelung wird erreicht, 
daß die Tatsache steuerpflichtbegründender 
Geschäfte d~r Abgabenbehörde rechtzeitig bekannt 
wird und der Umfang der Steuerpflicht leichter 
bestimmbar ist. Damit wird dem Erfordernis nach 
einer wirksameren Kontrolle im Interesse der 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung Rechnung getra­
ge~. § 26 Abs. 4 ermöglicht, daß die Wohnbauver­
einigungen mit steuerpflichtbegründenden Ge­
schäften die bisherigen Begünstigungen nicht ver­
lieren. 

Zu § 6: 

Betriebliche Pensionskassen haben in den letzten 
Jahrzehnten immer mehr an Bedeutung verloren, 
da der Ausbau der allgemeinen Sozialversicherung 
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solche Kassen entbehrlich gemacht hat. Der Aus­
bau der betrieblichen Altersversorgung im Wege 
von Pensionszusagen ist seit den mit dem 2. Abga­
benänderungsgesetz 1977 verfügten Einschränkun­
gen gebremst worden. Die vor der Verwirklichung 
stehende Rechnungslegungsreform wird eine han­
delsrechtliche Verpflichtung zur Passivierung künf­
tiger Pensionsverpflichtungen nach versicherungs­
mathematischen Grundsätz'en mit sich bringen. 
Neben einer entsprechenden Anpassung der steuer­
lichen Vorschriften über die Abzugsfähigkeit der 
Pensionsrückstellungen im § 14 EStG 1988 soll als 
Alternative der Aufbau neuer Pensionskassen abga­
benrechtlich unterstützt werden. Dieser Aufbau 
steht mit einer Entwicklung in Zusammenhang, die 
einerseits in sozialpolitischer Hinsicht eine zivil­
und arbeitsrechtliche Regelung der Betriebspensio­
nen, andererseits in struktur- und kapitalmarktpoli­
tischer Hinsicht eine gesetzliche Regelung überbe­
trieblicher Pensionskassen zum Ziele hat. 

Aus diesen Gründen sollen die bisherigen 
Bestimmungen des § 6 KStG 1966 über Kassen mit 
Rechtsanspruch der Leistungsberechtigten adap­
tiert werden und eine steuerliche Grundlage für 
den Aufbau einer betrieblichen Altersversorgung 
durch den Arbeitgeber außerhalb seines Unterneh­
mens oder für einen Transfer von Arbeitgeberzusa­
gen auf die Kassen bilden. 

Pensionskassen sollen bei Vorliegen der gesetzli­
chen Voraussetzungen weiterhin von der Körper­
schaftsteuer, der Gewerbesteuer und der Vermö­
gensteuer befreit sein, um die Mittel für die betrieb­
liche Altersversorgung möglichst ungeschmälert 
aufbringen zu können. Sie sind durch § 21 Abs. 2 
KStG 1988 und durch § 94 Z 6 EStG 1988 auch 
von der beschränkten Körperschaftsteuerpflicht 
freigestellt. 

§ 6 Abs. 1 normiert ganz allgemein die Voraus­
setzungen für die Befreiung. Die Kasse muß einer 
Staatsaufsicht unterliegen und auf mindestens 
1 000 Personen ausgelegt sein. Sie kann der V or­
sorge für die Leistungsberechtigten eines e;nzigen 
Arbeitgebers oder einer Mehrheit von Arbeitge­
bern, zB im Rahmen einer Konzern-Pensionskasse, 
dienen. 

Die Kasse kann leistungsorientiert (Versprechen 
einer konkret bestimmten Pension) oder beitrags­
orientiert (Versprechen einer Pension auf Grund 
eines bestimmten Beitrages) sein. Die im § 6 KStG 
1966 genannten absoluten Leistungsobergrenzen 
entfallen zugunsten einer relativen mit 80% des 
letzten Aktivitätsbezuges begrenzten Obergrenze. 
Eine indirekte Beschränkung wird sich aus der 
begrenzten Abzugsfähigkeit der Beitragsleistungen 
des Arbeitgebers im § 4 Abs. 4 Z 2 EStG 1988 erge­
ben. Nicht als Betriebsausgaben abzugsfähige 
Mehrleistungen des Arbeitgebers berühren die 
Steuerfreiheit der Kasse allerdings nicht. 

Die Kasse kann auf Beitragsleistungen der 
Arbeitgeber beschränkt sein oder auf Arbeitgeber­
und Arbeitnehmerbeiträge ausgerichtet sein. Dabei 
dürfen die Arbeitnehmerbeiträge die Arbeitgeber­
beiträge nicht übersteigen, sofern nicht eine 
begründete Unterbrechung der Beitragsleistungen 
des Arbeitgebers vorliegt. 

Zur Stärkung des VorsorgeprinzIps wird einer­
seits das Erfordernis der Unverfallbarkeit der 
Arbeitgeberbeiträge bei mehr als fünf jähriger Kas­
senzugehörigkeit und andererseits ein grundsätzli­
ches Abfindungsverbot für Pensionen nach Eintritt 
des Versorgungsfalles verankert. Im Falle der Auf­
lösung des Arbeitsverhältnisses bleiben die Ansprü­
che des Leistungsberechtigten gewahrt, er soll aber 
eine Abfindung oder eine Übertragung seiner 
Ansprüche auf eine andere Pensionskasse begehren 
können. 

Die Übergangsvorschrift des § 26 Abs. 5 gibt den 
bestehenden Pensionskassen die Möglichkeit, die 
nunmehrige Steuerbefreiung unter der Vorausset­
zung einer entsprechenden Satzungsänderung zu 
erhalten. 

§ 6 Abs. 2 regelt die Voraussetzungen für die 
Steuerfreiheit der betrieblichen Unterstützungskas­
sen in gleicher Weise wie § 6 KStG 1966. 

Zu § 7: 

Die grundlegenden Vorschriften über die sachli­
che Steuerpflicht der Körperschaften sollen einer­
seits gestrafft und andererseits dem Aufbau des 
EStG 1988 folgend neu geordnet werden. 

§ 7 umfaßt daher neben den bisherigen Regelun­
gen über den Veranlagungszeitraum und den 
Ermittlungszeitraum auch den Einkommensbegriff 
und den Hinweis auf die grundsätzliche Geltung 
des Einkommensteuergesetzes 1988 für die Ein­
kommensermittlung. Eine eigene Begriffsbestim­
mung des Einkommens ist durch die Erweiterung 
der Begriffsbestimmung im § 2 Abs.2 EStG 1988 
erforderlich geworden, die auf Körperschaften 
keine Anwendung finden kann. 

§ 7 Abs. 3 ist gegenüber § 8 Abs. 2 KStG 1966 
präziser gefaßt. Die Ausnahmenorm bezieht sich 
auf die sogenannten Formkaufleute, vor allem auf 
Kapitalgesellschaften. Mit dem Verweis auf § 2 
Abs.3 EStG 1988 wird einerseits der Charakter 
dieser Bestimmung als Zurechnungsvorschrift kla­
rer hervorgehoben. Damit steht eindeutig fest, daß 
nur "steuerbare" Einkünfte im Sinne des § 2 Abs. 3 

. Z 1 und 3 sowie 5 bis 7 EStG 1988 der Einkunftsart 
der § 2 Abs. 3 Z 3 zugerechnet und der Gewinner­
mittlung unterworfen werden können. Andererseits 
wird mit dem Hinweis auf § 23 Z 1 EStG im Sinne 
der bisherigen Verwaltungsübung sichergestellt, 
daß die zugerechneten Einkünfte stets als "lau­
fende" gelten, sodaß auch Veräußerungsgewinne 
darunter fallen. 
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Mit dem neuen zweiten Satz des § 7 Abs. 3 wird 
. erreicht, daß nach Handelsrecht buchführungs­

pflichtige Betriebe gewerblicher Art und alle 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften den 
Gewinn auch dann nach § 5 EStG zu ermitteln 
haben, wenn sie nicht im Handelsregister eingetra­
gen sind. Die neue Abgrenzungsvorschrift des § 4 
Abs. 10 EStG 1988 ist in diesen Fällen anwendbar. 

§ 7 Abs. 4 trägt dem Gedanken der Internationa­
lisierung der ästerreichischen Wirtschaft Rech­
nung. Das sogenannte internationale Schachtelpri­
vileg ist schon im KStG 1966 als Beteiligungser­
tragsbefreiung enthalten. Es ist insoweit ein "Privi­
leg", als nicht eine nationale Doppelbelastung 
abgebaut wird, sondern die nationale Einfachbe­
steuerung zwecks Förderung der Exportwirtschaft 
entfällt. Diesem Grundgedanken trägt die Erweite­
rung dieser Befreiung auf Gewinne aus der Veräu­
ßerung der Beteiligung Rechnung. Die Vorausset­
zungen für das Vorliegen einer internationalen 
Schachtelbeteiligung entsprechen daher jenen des 
§ 10 KStG 1966. Neben Gewinnen bleiben auch 
sonstige Wertänderungen (Verluste, Teilwertab­
schreibungen) aus der internationalen Schachtelbe­
teiligungaußer Ansatz. Zur Vermeidung von Miß­
bräuchen ist eine § 31 EStG 1988 entsprechende 
Fünf -Jahresfrist vorgesehen. 

§ 7 Abs. 5 und 6 entspricht inhaltlich § 7 Abs. 2 
KStG 1966. 

Zu § 8: 

§ 8 enthält eine dem Gewinnbegriff des § 4 
Abs. 1 EStG nachempfundene Abgrenzung des Ein­
kommens gegenüber körperschaftsteuerrechtlichen 
Einlagen und "Entnahmen". Der Entnahme-Einla­
gentatbestand des § 4 Abs. 1 EStG kann im Körper­
schaftsteuerrecht nur dort Bedeutung haben, wo 
eine außerbetriebliche Ebene der Körperschaft 
denkbar ist (wenn etwa ein Verein ein Wirtschafts­
gut aus dem Vereinsvermögen in seinen Betrieb 
einbringt oder aus dem Betriebsvermögen ent­
nimmt). 

, Der körperschaftsteuerrechtliche Einlagentatbe­
stand, der die gesellschaftsrechtlichen offenen und 
verdeckten Einlagen oder sonstige durch die Eigen­
tümer- oder Mitgliederstellung veranlaßte Zuwen­
dungen umfaßt, ist daher nur wirtschaftlich dem 
einkommensteuerrechtlichen Einlagentatbestand 
gleichzustellen. § 8 Abs. 1 erster Satz deckt die 
Steuerneutralität dieser Vermögenszugänge allge­
mein ab und schließt damit auch die bisherige 
Regelung des § 9 KStG 1966 über echte Mitglieds­
beiträge ein. Die Aufnahme des Einlagenbegriffes 
in das KStG 1988 ist nur als programmatische 
Regelung u~.d nicht als Regelung des Begriffsinhal­
tes (zB hinsichtlich der Nutzungseinlage) zu verste­
hen. Es ist daher etwa auch der Begriff der mittel­
baren Einlage als Einlage durch eine dem GeseIl-

schafter nahestehende Person im Geltungsbereich 
des KStG 1988 anwendbar. 

Durch die Aufnahme der Geltung des Tausch­
grundsatzes für die Einlage von Wirtschaftsgütern 
in § 6 Z 14 EStG 1988 ist nunmehr klargestellt, daß 
die Einlagenbewertungsvorschrift des § 6 Z 5 EStG 
1988 auf gesellschaftsrechtliche Einlagen nicht 
anwendbar ist und bei der die Einlage (den 
Zuschuß) empfangenden Kapitalgesellschaft oder 
Genossenschaft ein Anschaffungsvorgang vorliegt. 

§ 8 Abs. 2 faßt die bisherigen Aussagen des § 8 
Abs. 1 zweiter Satz KStG 1966 über die Erfassung 
verdeckter Gewinnausschüttungen und des § 8 
Abs.3 erster Satz KStG1966 über die Unbeacht­
lichkeit der Einkommensverwendung zusammen. 
Unter den Überbegriff der Einkommensverwen­
dung fallen insbesondere die offene und verdeckte 
Ausschüttung. Der bisher im KStG 1966 verwen­
dete Begriff der verdeckten Gewinnausschüttung 
erfährt durch die neue allgemein auf Ausschüttun­
~en bezogene Gesetzesaussage keine inhaltlic~e 
Anderung, da verdeckte Ausschüttungen auch In 

Verlust jahren und bei außerbetrieblichen Einkünf­
ten denkbar sind. Verdeckte Ausschüttungen sind 
alle vermögenswerten Vorteile, die eine Körper­
schaft dem Beteiligten oder einem ihm Nahestehen­
den lediglich in seiner Eigenschaft als Beteiligter 
(oder ihm Nahestehender) und nicht als Vertrags­
partner im Wege unangemessener oder unangemes­
sen hoher Aufwendungen oder des Verzichtes auf 
Erträge zu Lasten ihres Gewinnes oder ihrer steuer­
pflichtigen Einkünfte gewährt. 

Die gesondert aufgeZählten Einkommensver­
wendungstatbestände im § 8 Abs. 3 umfassen wie 
bisher die Substanz-Genußrechte und formell neu 
das Partizipationskapital, die genossenschaftlichen 
Rückvergütungen und die bei Organschaften vor­
kommende Dividendengarantie. 

Die Erwähnung der genossenschaftlichen Rück­
vergütungen in Z 2 stellt lediglich eine KlarsteIlung 
dar. Ungeachtet des genossenschaftlichen Förde­
rungsauftrages und der Betrachtung des Über­
schusses der Genossenschaft aus dem Mitgliederge­
schäft als korrekturbedürftiges Fehlergebnis im 
Geschäftsverkehr mit den Genossenschaftsmitglie­
dern waren diese Rückvergütungen nach Lehre und 
Rechtsprechung bisher den verdeckten Gewinnaus­
schüttungen zuzurechnen, soweit nicht § 11 KStG 
1966 eine Abzugsmöglichkeit eröffnete. Diese 
Zuordnung wird im Geltungsbereich des KStG 
1988 und des EStG 1988 zugunsten einer Gleich­
stellung mit offenen Ausschüttungen geändert 
(siehe die Erläuterungen zu § 10). Damit 'ist aber 
gleichzeitig auch im Sinne der bisherigen steuerli­
chen Grundsätze klargestellt, daß eine Gestaltung 
der Geschäftsbeziehungen zwischen Genossen­
schaft und Genossenschafter zum Vorteil der Mit­
glieder und zum Nachteil der Genossenschaft im 
Wege der aktiven Preispolitik weiterhin zu den ver­
deckten (Gewinn)Ausschüttungen gehört. 
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Mit § 8 Abs. 4 werden die Sonderausgabentatbe­
stände des EStG 1988 soweit übernommen, als sie 
auf Körperschaften begrifflich anwendbar sind, 
und Sonderregelungen in den Z 2 und 3 geschaf­
fen. 

Eine gesetzliche Regelung des sogenannten 
Mantelkaufes in § 8 Abs. 4 Z 2 erweist sich aus ord­
nungspolitischen Gesichtspunkten als geboten. Der 
Verwaltungs gerichtshof mußte mangels einer 
gesetzlichen Regelung der behördlichen Auffas­
sung über den Untergang des Verlustvortragsrech­
tes bei Verlust der wirtschaftlichen Identität ent­
gegentreten und den Verlustvortrag als höchstper­
sönliches Recht der zivilrechtlich unveränderten 
Körperschaft in einem Fall bestätigen, in dem sämt­
liche Gesellschafter einer vermögenslosen Gesell­
schaft wechselten und Name, Sitz, Zweck und 
Betriebsgegenstand geändert wurden. Das Abga­
benrecht muß aber als Wirtschaftsrecht Bestrebun­
gen entgegentreten können, Verluste zum Gegen­
stand von Erwerbsvorgängen zu machen. Die 
Regelung schafft daher für Extremfälle, in denen 
eine vollkommene Strukturänderung einer Körper­
schaft mit einer Veränderung der EigentümersteI­
lung auf entgeltlicher Grundlage im Zusammen­
hang steht, eine Rechtsgrundlage zur Versagung 
des Verlustvortragsrechtes bei der zivilrechtlich 
ident bleibenden Körperschaft. Ihr liegt damit ein 
der Regelung des Überganges des Verlustvortrags­
rechtes bei VerschmelzWlgen im Strukturverbesse­
rungsgesetz vergleichbares Motiv zugrunde. 

Das Verlustvortragsrecht soll allerdings im 
Sanierungsfall nicht verloren gehen. Voraussetzung 
ist, daß die wesentliche Strukturänderung der Kör­
perschaft in Verbindung mit dem wesentlichen 
Gesellschafterwechsel der Sanierung der Körper­
schaft zum Zwecke der Erhaltung eines wesentli­
chen Teiles betrieblicher Arbeitsplätze dient. Eine 
Sanierung wird daher nur dann anzunehmen sein, 
wenn eine sanierungsbedürftige Betriebsstruktur 
vorhanden ist. Ob in der Folge die Betriebsstruktur 
erhalten bleibt oder eine neue Betriebsstruktur zur 
Erhaltung der Arbeitsplätze geschaffen' wird, ist 
unbeachtlich. Ist die Betriebsstruktur vor dem 
Wechsel bereits untergegangen, wird ein Sanie­
rungsfall nicht angenommen werden können. 

§ 26 Abs. 3 Z 2 lit a stellt sicher, daß -erst jene 
Mantelkäufe zum Verlust des Verlustvortragsrech­
tes führen sollen, die in einem im Kalenderjahr 
1989 endenden Wirtschaftsjahr erfolgen. 

Mit der neu geschaffenen Sonderausgabenrege­
lung des § 8 Abs. 4 Z 3 soll die wirtschaftliche Dop­
pelbelastung der Anteile ausgebenden juristischen 
Personen mit Vermögensteuer entschärft werden. 
Dabei bleibt die Vermögensteuerpflicht von Gesell­
schaft und Gesellschafter zwar aufrecht, durch die 
Abzugsfähigkeit der Vermögensteuer und des Er~­
schaftssteueräquivalents bei der Einkommenser­
mittlung wird aber die Belastung auf der Ebene der 

Körperschaft gemildert. Diese Ausnahme vom 
grundsätzlichen Abzugsverbot von Personensteu­
ern gegenüber natürlichen Personen und den nicht 
in die Regelung einbezogenen Körperschaften ist 
mit dem Vorhandensein von zwei Vermögensteuer­
ebenen verfassungsrechtlich zu rechtfertigen. Dabei 
soll die Abzugsmöglichkeit zur Vermeidung eines 
unzumutbaren Ermittlungsaufwandes nach der 
typisierenden Betrachtungsweise den Kapitalgesell­
schaften und Genossenschaften uneingeschränkt 
eingeräumt werden. Soweit Sparkassen, Hypothe­
kenbanken und Versicherungsvereine auf Gegen­
seitigkeit Partizipationskapital ausgeben, soll im 
Hinblick auf die gesellschafterähnliche Position der 
Berechtigten ein Vermögensteuer- und Erbschafts­
steueräquivalentabzug anteilig möglich sein. Dabei 
ist das ausgegebene Partizipationskapital (Nenn­
wert und Aufgeld) mit der Summe von Partizipa­
tionskapital und jeweils maßgebendem Eigenkapi­
tal (§ 12 Abs. 4 des Kreditwesengesetzes und §§ 34 
und 41 des Versicherungsaufsichtsgesetzes) in 
Beziehung zu setzen. 

Zu § 9: 

Die Regelungen über die Vollorganschaft ent­
sprechen inhaltlich im wesentlichen dem bisherigen 
Recht. Der bisherigen Verwaltungsübung entspre­
chend ist zusätzlich festgehalten, 

daß eine unmittelbare gesellschaftsrechtliche 
Verflechtung zwischen Organ träger und 
Organgesellschaft gegeben sein muß (keine 
Mehrmütterorganschaft) , 
daß Organgesellschaften ihrerseits Organträ­
ger sein können (mehrstöckige Organschaft) 
und 
daß trotz einer vollständigen Gewinnabfuhr­
verpflichtung die Bildung der gesetzlichen 
Rücklage oder freier Rücklagen in wirt-

, schaftlieh begründeten Fällen zulässig ist. 

Die Tatsache, daß Abs. 4 wie § 8 Abs. 4 KStG 
1966 keine Regelung über die Mindestdauer des 
Ergebnisabführungsvertrages enthält, ändert nichts 
am Erfordernis eines auf einen längeren Zeitraum 
abgestellten Vertrages. 

Im Abs. 5 ist neu verankert, daß das steuerliche 
Organergebnis jenem Wirtschaftjahr des Organträ­
gers zuzurechnen ist, in dem das Wirtschaftsjahr 
des Organs endet. Im Hinblick auf die bisherige 
davon abweichende Verwaltungsübung sieht § 26 
Abs. 6 zur Vermeidung einer Doppelverrechnung 
eine Zurechnungs anordnung für das Jahr 1988 vor. 

Zu § 10: 

Einer der Eckwerte der Körperschaftsteuerre­
form ist die Erweiterung der Schachtelbefreiung 
auf eine allgemeine Beteiligungsertragsbefreiung. 

Gegenüber dem § 10 KStG 1966 fallen die V or­
aussetzungen einer mehr als fünfundzwanzigpro­
zentigen Beteiligung, einer zwölfmonatigen unun-
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terbrochenen Behaltefrist, einer unmittelbaren 
Beteiligung, einer Beschränkung auf Anteile an 
Kapitalgesellschaften und bestimmte Genossen­
schaften und der Zugehörigkeit zu bestimmten 
Rechtsformen der Körperschaften weg. 

Befreit sind nunmehr alle unbeschränkt und 
beschränkt steuerpflichtigen Körperschaften hin­
sichtlich der Ausschüttungen auf Aktien, GesmbH­
Anteile, Genossenschaftsanteile, Substanz-Genuß­
rechte und Partizipationskapital unabhängig vom 
Beteiligungsausmaß und von der Besitzdauer der 
Anteile. Entsprechend dem einkommensteuerrecht­
lichen Halbsatzverfahren ist die Befreiung auch bei 
mittelbarer Beteiligung gegeben. Abweichend vom 
Halbsatzverfahren aber unverändert gegenüber der 
bisherigen Schachtelbefreiung erstreckt sich die 
Beteiligungsertragsbefreiung auf Gewinnanteile 
jeder Art, somit auch auf verdeckte Gewinnaus­
schüttungen. 

Da Rückvergütungen der Erwerbs- und Wirt­
schaftsgenossenschaften abgabenrechtlich als 
Gewinnverwendung anzusehen sind (§ 8 Abs. 3 
Z 2), sollen diese (von dem als Betriebsausgabe 
abzugsfähigen Teil der Rückvergütung der Ver­
brauchergenossenschaften abgesehen) nunmehr 
einer offenen Ausschüttung gleichgestellt werden 
und daher bei Körperschaften in die Beteiligungser­
tragsbefreiung und für natürliche Personen in die 
Halbsatzbesteuerung (§ 37 Abs. 4 EStG 1988) ein­
bezogen werden. 

Unverändert gegenüber dem bisherigen Recht 
soll das internationale Schachtelprivileg übernom­
men werden. Im Hinblick auf den Verzicht auf die 
inländische Einfachbesteuerung (siehe die Erläute­
rungen zu § 7 Abs. 4) ist dem Gedanken Vorrang 
einzuräumen, daß die Ertragsbefreiung in diesem 
Fall nur auf qualifizierte Beteiligungen bezogen 
werden soll, weil nur solche Beteiligungen geeignet 
erscheinen, dem Aufbau und Ausbau der Export­
wirtschaft im Wege von Tochtergesellschaften zu 
dienen. 

Von internationalen Schachtelbeteiligungen 
abgesehen (§ 7 Abs. 4) ergibt sich hinsichtlich der 
steuerlichen Behandlung der Beteiligungen selbst 
keine Änderung gegenüber dem bisherigen Recht. 
Veräußerungsgewinne oder -verluste sind grund­
sätzlich steuerwirksam und Teilwertabschreibun­
gen fallen nicht unter das im § 12 Abs. 2 normierte 
Abzugsverbot. 

Zu § 11: 

Die Regelung des § 11 Abs. 1 über die abzugsfä­
higen Aufwendungen ersetzt jene des § 12 KStG 
1966. 

Im Gegensatz zu § 12 Z 1 KStG 1966 eröffnet 
§ 11 Abs. 1 Z 1 einen uneingeschränkten Abzug der 
Ausgabekosten von Einlagen, Zuschüssen und Bei­
trägen aller Art. Damit wird der Ausnahmecharak-

ter dieser Norm gegenüber der nunmehr im § 12 
Abs. 2 verankerten Grundregel bestärkt, nach der 
Aufwendungen im unmittelbaren wirtschaftlichen 
Zusammenhang mit nicht steuerpflichtigen Vermö­
gensvermehrungen nicht abzugsfähig sind. Für 
Gründungskosten ist durch einen Hinweis klarge­
stellt, daß nur für die nach den handelsrechtlichen 
Vorschriften von der Körperschaft zu tragenden 
Kosten Abzugsfähigkeit gegeben ist. Bei nicht unter 
§ 7 Abs.3 fallende Körperschaften sind Grün­
dungs- oder Kapitalzuführungskosten nach allge­
meinen Grundsätzen als Betriebsausgaben abzugs­
fähig, wenn sie einen Betrieb betreffen. 

Der Grundgedanke der Regelung im § 11 Abs. 2 
.ist aus § 17 KStG 1966 übernommen. Die Bestim­
I mung soll wie bisher sicherstellen, daß bei partieller 
Steuerpflicht steuerbefreiter Körperschaften nur die 
dem steuerpflichtigen Teil wirtschaftlich zuzurech­
nenden Aufwendungen abzugsfähig sind. Da sich 
Abs. 2 nur auf die Ermittlung der Einkünfte 
bezieht, bleibt der Abzug von Sonderausgaben (zB 
der Verlustvortrag) unberührt. 

Zu § 12: 

Die demonstrative Aufzählung von nichtabzugs­
fähigen Aufwendungen im Abs. 1 ist dem Grunde 
nach aus § 16 KStG 1966 übernommen worden. 

Die Repräsentationskostenregelung des § 20 
Abs. 1 Z 3 EStG 1988, die an sich ein Fremdkörper 
im Körperschaftsteuerrecht ist, aber aus Gründen 
der Gleichmäßigkeit der Besteuerung schon im 
KStG 1966 auf juristische Personen übertragen 
wurde, gilt im Wege des § 12 Abs. 1 Z 3 weiterhin 
auch für Körperschaften. 

Die neue Vorschrift des § 20 Abs. 1 Z 2 lit b 
EStG 1988 über die Beschränkung des Betriebsaus­
gabenabzugs bei bestimmten auch mit der Lebens­
führung in Zusammenhang stehenden Aufwendun­
gen soll aus den gleichen Erwägungen in den § 12 
Abs. 1 als Z 2 übernommen werden. Soweit die im 
EStG 1988 aufgezählten Aufwendungen nicht als 
verdeckte Gewinnausschüttungen oder bei nicht an 
der Körperschaft Beteiligten nicht als Lohn- oder 
Honorarbestandteile zu behandeln sind, kann die 
Abzugsbeschränkung in besonders gelagerten Fäl­
len auch bei Körperschaften in Frage kommen. Der 
Umstand, daß besonders verdiente und für den 
Bestand des Unternehmens wertvolle Mitarbeiter 
besondere Benefizien in Anspruch nehmen können, 
wie die Zurverfügungstellung einer aus wertvollen 
antiken Beständen bestehenden Büroeinrichtung 
oder eines besonders luxuriösen (trotz Ausschei-

. dens eines der Privatnutzung Rechnung tragenden 
voll abzugsfähigen Teiles) mit dem Sicherheitsbe­
dürfnis nicht mehr erklärbaren Personenkraftwa­
gens, ändert jenseits der Angemessenheitsgrenze 
nichts an der Geltung dieses Abzugsverbotes. Eine 
kleinliche und schematische Auslegung dieser 
Angemessenheitsprüfung wird dabei nicht zu ver­
treten sein. 
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Soweit bei den betroffenen Wirtschaftsgütern ein 
unangemessener Teil auszuscheiden ist, erstreckt 
sich dies auf alle mit dem Wirtschaftsgut zusam­
menhängende Aufwendungen (Finanzierungsko­
·sten, Abschreibungen, Investitionsbegünstigungen, 
laufende mit dem unangemessenen Teil zusammen­
hängende Aufwendungen) und entsprechend auf 
den Realisierungstatbestand. 

Mit dem neugefaßten § 12 Abs. 1 Z 7 werden die 
Aufsichtsratsvergütungen zur Hälfte als abzugsfä­
hig erklärt, womit dem geänderten Charakter der 
Aufsichtsratsfunktionen Rechnung getragen wird. 
Reisekostenersätze sind voll abzugsfähig, soweit sie 
die Sätze des § 26 Z 4 ESte 1988 nicht übersteigen, 
darüber hinaus zur Hälfte. 

§ 12 Abs. 2 entspricht nahezu wörtlich dem § 20 
Abs. 2 EStG 1988 und löst die bisherige Regelung 
des § 17 KStG 1966 ab. Eine inhaltliche Änderung 
des Geltungsumfanges - ausgenommen die Erwei­
terung der Abzugsfähigkeit der Ausgabekosten im 
§ 11 Abs. 1 Z 1 - ist damit nicht verbunden. Es 
werden daher etwa Zinsen zum Erwerb einer Betei­
ligung im Sinne des § 10 weiterhin zur Gänze vom 
Abzugsverbot betroffen sein. 

Zu § 13: 

Die Vorschriften des § 11 KStG 1966 über die 
Abzugsfähigkeit der Warenrückvergütungen bei 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften entfal­
len im Zusammenhang mit der Neuordnung der 
Genossenschaftsbesteuerung bis auf die im § 13 ver­
ankerte Rabattregelung für Verbrauchergenossen­
schaften (siehe die Erläuterungen zu den §§ 5, 8 
und 10). Die Rabattregelung, die ihre Begründung 
im Rabattgesetz erfährt, unterscheidet sich von den 
übrigen nunmehr ausdrücklich als Einkommensver­
wendung bezeichneten Rückvergütungen dadurch, 
daß der Vergütungs anspruch vor dem Beginn des 
Wirtschaftsjahres festgelegt sein muß und daß die 
Rückvergütungen unabhängig vom Betriebsergeb­
nis gewährt werden. Eine gesetzliche Verankerung 
dieser Sonderregelung ist dessenungeachtet zur 
Vermeidung des Vorliegens einer verdeckten 
Gewinnausschüttung erforderlich, da nur Mitglie­
der der Verbrauchergenossenschaft Anspruch auf 
die Rückvergütung haben. 

Zu § 14: 

§ 14 Abs. 1 und 2 entspricht § 12 Z 3 KStG 1966. 

§ 14 Abs. 3 trägt dem Umstand Rechnung, daß 
Banken seit 1.1.1987 keine Sammelwertberichti­
gungen mehr zu bilden haben und die vorher gebil­
deten Sammelwertberichtigungen in die durch die 
KWG-Novelle 1986 geschaffene Haftrücklage 
überführt wurden. Die latenten Risken sind daher 
durch die Bildung der nach Abs. 1 steuerlich grund­
sätzlich abzugsfähigen Haftrücklage ausreichend 
berücksichtigt. Eine Berücksichtigung der bereits 
durch die Haftrücklage gedeckten Risken in Form 

einer gesondert gebildeten pauschalen Wertberich­
tigung für Forderungen ist somit ab der Veranla­
gung für 1987 auszuschließen. Abs. 3 stellt daher 
sicher, daß .eine pauschale Wertberichtigung steuer­
lich nur insoweit zu berücksichtigen ist, als sie 
erwiesenermaßen den Betrag der Haftrucklage ein­
schließlich einer Sonderhaftrücklage übersteigt. 

Pauschal ist eine Wertberichtigung, wenn sie 
undifferenziert dem allgemeinen Kreditrisiko 
Rechnung trägt. Wird hingegen eine größere Zahl 
von Forderungen auf Grund konkreter bis zum 
Bilanzstichtag eingetretener Umstände (zB vor­
übergehende oder dauernde Einstellung von 
Kreditruckzahlungen) nach bestimmten Kriterien 
wie nach der Art der Forderung oder dem Grad der 
Gefährdung einheitlich mit einem niederen Ansatz 
bewertet, handelt es sich dabei nicht um eine pau­
schale Wertberichtigung, sondern um eine pau­
schale Form der Einzelwertberichtigung. Im Hin­
blick auf die Nahebeziehung zwischen der pau­
schalen Wertberichtigung und der pauschalen Ein­
zelwertberichtigung werden hinsichtlich der 
Zuordnung strenge Beurteilungsmaßstäbe zu for­
dern sein. Nicht beruhrt sind weiters Wertberichti­
gungen von Auslandsforderungen, wenn die 
Gefährdung der Einbringlichkeit aller Forderungen 
gegenüber einem bestimmten Land gleichartig ist 
(Länderrisiko ). 

Zu §§ 15 bis 17: 

Die Sondervorschriften der §§ 15 bis 17 für Ver­
sicherungsunternehmen sind ihrer Grundstruktur 
nach aus § 12 Z 2, § 13 und § 14 KStG 1966 über­
nommen, aber an die Erfordernisse des Versiche­
rungsaufsichtsgesetzes 1979 und die Entwicklu'n­
gen der Versicherungswirtschaft angepaßt worden. 

Die Erweiterung der Prämienrückerstattungsre­
gelung des § 17 auf die Unfallversicherung mit Prä­
mienrückerstattung trägt der bestehenden Verwal­
tungsübung Rechnung. 

Mit der Neufassung des § 17 Abs. 1 Z 2 wird im 
Rahmen des Schaden-UnfaI1versicherungsgeschäf­
tes erreicht, daß neben den auf das Wirtschaftsjahr 
entfallenden Prämieneinnahmen auch die Nettoer­
träge der Kapitalanlagen, die den versicherungs­
technischen Rückstellungen und Rückstellungen 
für Prämienrückerstattungen zuzuordnen sind, in 
die Berechnung des Überschusses einzubeziehen 
ist, der für steuerlich abzugsfähige Prämienrücker-
stattungen verwendet werden kann. . 

Die Neufassung des Abs.2 trägt den Erforder­
nissen der Versicherungspraxis Rechnung. 

Die Vorschrift des Abs. 3 über die Mindestbe­
steuerung erstreckt sich gegenüber § 14 Abs. 3 
KStG 1966 auf sämtliche Versicherungssparten, um 
zu gewährleisten, daß auch in der Schaden-Unfall­
versicherung trotz Erweiterung des für steuerlich 
abzugsfähige Prämienrückerstattungen verwendba-

622 der Beilagen XVII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)20 von 22

www.parlament.gv.at



622 der Beilagen 21 

ren Überschusses in den Jahren, in denen die Rück­
stellung für .J?rämienrückerstattung dotiert wird, 
ein Teil des Uberschusses versteuert werden muß. 

Die Regelungen des § 15 KStG 1966 über die 
beschränkt steuerpflichtigen Versicherungsunter­
nehmen sind seit dem Inkrafttreten des Versiche­
rungsaufsichtsgesetzes 1979 inhaltsleer geworden 
und werden daher nicht in das KStG 1988 über­
nommen. 

Zu § 18: 

Die neugeschaffene Regelung über die Abgren­
zung der Besteuerungsverhältnisse bei einem Wech­
sel von der unbeschränkten Steuerpflicht in die per­
sönliche Steuerbefreiung oder umgekehrt, deckt 
eine Lücke im bisherigen Körperschaftsteuerrecht 
ab. 

Bei Beendigung der Steuerpflicht ist durch Abs. 1 
gewährleistet, daß stille Reserven im Betriebsver­
mögen nicht unbesteuert bleiben. Der zwingende 
Ansatz des gemeinen Wertes bewirkt, daß der Fir­
menwert bei dieser Endbesteuerung nicht anzuset­
zen ist. Abs. 1 zweiter Satz stellt sicher, daß Kör­
perschaften, die nicht auf Grund ihrer Rechtsform 
nach handelsrechtlichen Vorschriften buchfüh­
rungspflichtig sind, der Freibetrag gemäß § 24 
Abs.4 EStG 1988 im Ausmaß von 100000 S 
zusteht. Damit wird vor allem bei Vereinen die 
nach Änderung der Statuten als gemeinnü~zige 
Vereine aus der unbeschränkten Steuerpflicht aus-

/ scheiden, erreicht, daß sie nicht oder nicht in vol­
lem Umfang der Endbesteuerung unterliegen. 

Beim Eintritt in die unbeschränkte Steuerpflicht 
wird umgekehrt durch den Ansatz des gemeinen 
Wertes sichergestellt, daß stille Reserven im 
Betriebsvermögen aus der steuerfreien Zeit nicht in 
die Besteuerung einbezogen werden. Grund und 
Boden ist allerdings analog zur Einlagenbewer-· 
tungsregel des § 6 Abs. 1 Z 5 EStG 1988 nur dann 
mit dem gemeinen Wert anzusetzen, wenn er inner­
halb von zehn Jahren vor dem Eintritt in die Steu­
erpflicht angeschafft wurde. Bestehende selbstge­
schaffene unkörperliche Wirtschaftsgüter ein­
schließlich eines Firmenwertes sind nicht anzuset­
zen, diese Reserven werden damit 1m 
Realisierungsfall steuerlich erfaßt. 

Zu § 19: 

Die Regelung des § 18 KStG 1966 über die 
Liquidationsbesteuerung ist im wesentlichen 
inhalts gleich in den § 19 übernommen und auf alle . 
auf Grund der Rechtsform nach handelsrechtlichen 
Vorschriften buchführungspflichtige Körperschaf­
ten erweitert worden. Voraussetzung ist entspre­
chend der bisherigen V-erwaltungsübung eine tat­
sächliche Abwicklung. Scheinabwicklungen führen 
weiterhin zur Kalenderjahresbesteuerung. 

Im Abs. 4 wird sichergestellt, daß in Fällen, in 
denen das Abwicklungs-Endvermägen nicht nur 
aus liquiden Mitteln besteht, der gemeine Wert der 
vorhandenen Wirtschaftsgüter anzusetzen ist, um 
die stillen Reserven erfassen zu können. 

Abs. 7 enthält lediglich eine programmatische 
Aussage, da schon nach dem bisherigen. Recht für 
die nicht nach Handelsrecht buchführungspflichti­
gen Körperschaften die Vorschriften des § 24 EStG 
über die Betriebsveräußerung bzw -aufgabe anzu­
wenden waren. 

Die Übernahme der Regelungen des § 20 KStG 
1966 über 'die Liquidationsbesteuerung bei Verle­
gung der Geschäftsleitung ins Ausland ist auf 
Grund des § 6 Z 6 EStG 1988 nicht erforderlich. 

Zu § 20: 

§ 20 entspricht mit kleinen. sprachlichen Ände­
rungen - grundsätzlich dem § 19 KStG 1966. Im 
Abs. 2 wird klargestellt, daß im Falle der Liquida­
tionsbesteuerung eine vollständige Erfassung aller 
stillen Reserven einschließlich selbstgeschaffener 
unkörperlicher Wirtschafts güter und damit auch 
des Firmenwertes Platz zu greifen hat. Dies ent­
spricht dem im ersten Satz des Abs. 2 verankerten 
Grundsatz, da in der Gegenleistung der Gesamt­
wert des übertragenen Vermögens ihren Ausdruck 
finden muß. 

Die Übernahme ergänzender Regelungen aus 
dem Strukiurverbesserungsgesetz soll unterbleiben, 
da eine Neuordnung des Umgründungssteuerrech­
tes vorbereitet werden soll. 

Zu § 21: 

Der Systematik des EStG 1988 folgend enthält 
auch das KStG 1988 einen eigenen Abschnitt über 
die Besteuerung bei beschränkter Steuerpflicht. 

§ 21 Abs. 1 regelt die Besteuerung ausländischer 
Körperschaften. Die Verweisregelung stellt sicher, 
daß Gegenstand der steuerlichen Erfassung die 
inländischen Einkünfte des § 98 EStG 1988 sind 
und daß bei der Ermittlung der Einkünfte die ein­
kommen- und körperschaftsteuerrechtlichen Vor­
schriften anzuwenden sind. 

Die sogenannte isolierende Betrachtungsweise, 
nach der sich die Einkünfte der beschränkt steuer­
pflichtigen Körperschaft nicht nach der Rechts­
form, sondern nach der Art der Tätigkeit im Sinne 
des § 98 EStG 1988 richtet, ist auch im Geltungsbe­
reich des KStG 1988 maßgebend. § 21 Abs. 1 Z 2 
trägt diesem Gesichtspunkt dadurch Rechnung, 
daß sich die handelsrechtliche Buchführungspflicht 
bezüglich einer Betriebsstätte nicht auf alle inlän­
dischen Einkünfte des beschränkt Körperschaft­
steuerpflichtigen erstreckt, sondern nur auf die der 
Betriebsstätte zuzurechnenden Wirtschaftsgüter. 
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§ 21 Abs.2 regelt die Besteuerung inländischer 
beschränkt Körperschaftsteuerpflichtiger. Inländi­
sche Körperschaften des öffentlichen Rechts und 
die von der Körperschaftsteuer nach welchen V or­
schriften immer befreiten Körperschaften sind nun­
mehr mit allen dividendenartigen Einkünften von 
der Abzugsbesteuerung freigestellt, um eine dem 
§ 10 entsprechende Einfachbesteuerung sicherzu­
stellen. Mit Zinsen erträgen aus Sparguthaben und 
Wertpapieren unterliegen diese Körperschaften der ' 
Abzugsbesteuerung, soweit nicht im § 94 EStG 
1988 Ausnahmen vorgesehen sind. Beteiligungs­
fondsgesellschaften . sind wie bisher mit allen Ein­
künfteninnerhalb der Beteiligungsfonds von der 

. Kapitalertragsteuer befreit. 

Zu §§ 22 und 23: 

Die Tarifbestimmungen des § 22 konnten infolge 
der Einführung des Einheitssteuersatzsystems 
gegenüber § 22 KStG 1966 wesentlich vereinfacht 
werden. Der ermäßigte Ausschüttungssteuersatz 
(§ 22 Abs. 2 KStG 1966) ist ebenso weggefallen wie 
der halbe Steuersatz für kleine Versicherungsver­
eine auf Gegenseitigkeit (§ 22 Abs. 3 KStG 1966). 
§ 22 enthält neben der Festlegung des dreißigpro-

zentigen Steuersatzes nur die Rundungsbestim­
mung des § 21 KStG 1966. Eine eigenständige 
Rundungsvorschrift ist erforderlich, weil die Tarif­
bestimmungen des EStG 1988 für Körperschaften 
nicht anwendbar sind. Aus diesem Grunde mußte 
auch die bisher in § 22 Abs.4 KStG 1966 veran­
kerte Kürzungsbestimmung über den Sanierungs­
gewinn im § 23 Z 1 verankert werden. Der Gemein­
nützigkeitsfreibetrag gemäß 22 Abs. 5 KStG 1966 
ist nunmehr betraglich unverändert im § 23 Z 1 ent­
halten. 

Zu § 24: 

§ 24 enthält eine dem § 39 EStG 1988 entspre­
chende Veranlagungs bestimmung, die durch die 
bisher im § 23 KStG 1966 verankerte Verweisregel 
ergänzt wird. § 22 Abs. 6 KStG 1966 ist in modifi­
zierter Form in § 24 Abs. 2 übernommen worden. 

§ 24 KStG 1966 betreffend die Pauschbesteue­
rung entfällt infolge Bedeutungslosigkeit. 

Zu § 25: 

Die Verweisregelung des § 28 sichert die dyna­
mische Zitierweise. 
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